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Europa hat gewählt und nein, wir wollen 
hier nun nicht das große Wundenlecken 
begehen. Denn wer  nur in Legislatur-
perioden oder von Wahl zu Wahl und 
nicht in Generationen denkt, der ver-
harrt in Angst und Untätigkeit. Dabei 
geht eines verloren, was weder die 
europäische Union noch die Bundes-
republik Deutschland noch sonst eine 
der freien Demokratien auf unserer 
Welt zur Verfügung hätte: Zeit. Zeit, 
das Richtige zu tun.
Die destruktiven Mächte in der EU und 
ihren Mitgliedstaaten laufen sich schon 
warm. Und die Warnung sei erlaubt, dass 
es nicht nur die sind, die jeder auf Anhieb 
benennen zu können glaubt. Denn neben 
den offensichtlichen Europagegnern er-
starken gerade vor allem diejenigen, die 
jedes freiheitliche Gefüge dieser Welt zu 
stürzen in der Lage sind: Die Sozialisten 
und eben jene, die den Staat als oberste 
Instanz etablieren und die Freiheit des 
Individuums beschneiden wollen, um zu 
entscheiden, was gut und was nicht gut 
für jeden einzelnen ist.
Mit Kevin Kühnert hat nun auch der 
Sozialismus in Deutschland wieder ein 
Gesicht bekommen. In Griechenland, 
Spanien, der italienischen Opposition, 
in Skandinavien und vielen anderen 
europäischen Mitgliedstaaten werden 
die Sektflaschen schon mal kalt gestellt. 
Zugegeben, Kevin Kühnert kommt jetzt 
nicht gerade aus der Partei, die auf der 
Erfolgswelle schwimmt. Aber mit Kevin 
Kühnert, dem Vertreter des alten Sozialis-
mus, hätte der aktuelle Wahlsieger den 
perfekten Koalitionspartner gefunden. 
Der aktuelle Wahlsieger heißt Grün. Ihres 
Zeichens die Partei, die von jeher schon 
immer der Auffassung war, der Welt 

erklären zu müssen, was gut und was 
schlecht ist. Und sie schreckt dabei nun 
auch immer weniger vor dem Gebrauch 
von Verboten zurück. Damit meine ich 
nicht nur die Dieselfahrverbote. Nein, 
mittlerweile wird über Zucker, Fleisch, 
das Fliegen, Düngemittel und Schiffs-
reisen diskutiert. Die Renaissance der 
Prohibition ist wohl nur noch eine Frage 
der Zeit. Doch fast noch schlimmer als 
die Verbotswelle sind die planwirtschaft-
lichen Ansätze dieser Partei. Unter dem 
Deckmantel der Klimarettung werden 
Technologien abgeschafft und dafür Plan-
ziele für die Wirtschaft erstellt. Es wird 
auf Teufel komm raus subventioniert. 
Märkte werden völlig ausgehebelt, siehe 
so zum Beispiel den Strommarkt. Der 
Sinn für Demokratie und Freiheit geht 
gänzlich verloren. Einige Ökoterroristen 
schrecken noch nicht einmal davor zu-
rück, Notstände (Klimanotstände) aus-
zurufen. Notstände, nur mal so zur 
Erinnerung, sind die gesetzlichen Maß-
nahmen innerhalb einer Demokratie, um 
eben genau diese umgehen zu können, 
mindestens aber große Teile davon aus-
hebeln zu können. Dies alles geschieht 
natürlich zum Wohle aller und ist deshalb 
gerechtfertigt. Doch den Geschichts-
bewanderten wird dieses Argument be-
kannt vorkommen. Entstanden ist daraus 
meist nur Unterdrückung.
Die Grünen waren dem starken Staat 
noch nie abgeneigt. Doch anders als 
zur Zeit der ersten rot-grünen Regie-
rung, hätten sie jetzt mit der SPD und 
der SED-Nachfolgepartei dann auch 
Koalitionspartner an der Hand, die den 
starken Staat auch mittragen oder gar 
forcieren würden. Was daran destruktiv 
oder gar schlecht für die Klimarettung 

sein soll? Sowohl die grüne als auch die 
rote Ideologie leben von der Substanz. 
Genau diejenigen, die den Wohlstand er-
halten, aber auch den Staat finanzieren, 
leiden. Und wenn der Wohlstand mal 
dahin ist und die Finanzierung des Staates 
zerstört ist, dann brauchen wir uns über 
soziale Netze oder gar die Klimarettung 
keine Gedanken mehr machen. Und was 
noch viel schlimmer sein wird: die radika-
len Strömungen werden verstärkt auf der 
einen wie auf der anderen Seite. Die Kräf-
te der Vernunft im Zentrum verlieren an 
Bedeutung und bleiben auf der Strecke. 
Zahlen am Ende aber die Zeche. Es ist ein 
Teufelskreis, der hier beginnt.
Deshalb, es wäre Zeit, sich zu besinnen 
und Zeit, das Richtige zu tun. Bei aller 
Panikmache und dem Schüren von Ängs-
ten. Wenn wir nicht aufpassen, schlagen 
wir, schlägt die EU einen Weg ein, der nur 
noch schwer zu stoppen sein wird.
Ja, wir wollen die Natur bewahren und ja, 
es soll jeder in der Lage sein, sein Leben 
selber zu gestalten und sein eigenes Geld 
zu verdienen, seinen eigenen Wohlstand 
zu erschaffen. Aber dies mit sozialisti-
schen Methoden umsetzen zu wollen,  
wird scheitern oder um es in der Sprache 
der Empfänger dieser Botschaft zu for-
mulieren: Dieser Weg wird nicht nach-
haltig sein.

Daniel Hackenjos

Liebe MITstreiterinnen und MITstreiter,

Daniel Hackenjos

Vorwort
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Rainer Wieland MdEP

Kein „Weiter so“ nach der 
Europawahl!

Der 26. Mai 2019 muss Ausgangspunkt 
für Veränderungen - nicht nur unserer 
Europapolitik - sein. Viele haben die 
Wahl des 9. Europäischen Parlaments 
im Vorfeld zur Schicksalsfrage für die 
Europäische Union erklärt, da die ext-
remen europakritischen Ränder immer 
stärker zu werden drohten. Das Ergeb-
nis der Europawahl hat jedoch gezeigt, 
dass die große Mehrheit der Bürgerinnen 
und Bürger zur EU steht. Zudem wurde 
durch die um 13,3% gestiegene Wahl-
beteiligung die europäische Demokratie 
gestärkt. Umfragen zeigen darüber hi-
naus, dass sich die Menschen für eine 
stärkere Rolle der EU in Fragen der Wirt-
schafts- und Sozialordnung, der Nach-
haltigkeits-, Innen- und Außenpolitik 
aussprechen.
Die Union hat bei dieser Wahl massive 
Verluste erlitten (CDU -7,5% / CSU + 1%). 
Besonders außerhalb Bayerns konnte die 
Union keinen „Weber-Effekt“ erzeugen. 

Wir können daher mit dem Ergebnis nicht 
zufrieden sein.
Dabei stellen sich für die Union Fragen, 
die weit über europapolitische Themen 
hinausreichen. Wie können wir junge 
Menschen in den großen Städten mit 
unseren Lösungsangeboten erreichen? 
Wie bewegen wir uns im Netz? Gelingt 
uns ein überzeugendes Konzept, das Ant-
worten zum Klima, zur Energie und zur 
Mobilität liefert und Perspektiven für 
unsere Wirtschaft und für Menschen in 
den Städten und in den ländlichen Räu-
men bietet?
Bei allen drängenden Fragen, die mit 
dem Wahlergebnis verbunden sind, gilt 
aber auch: Wir sind mit 29 Abgeordneten 
stärkste Stimme Deutschlands im Euro-
päischen Parlament.
Dieses Mandat ist für uns Verpflichtung, 
uns auch in Zukunft für Stabilität, Sicher-
heit und Wohlstand in Deutschland und 
Europa einzusetzen.

Rainer Wieland MdEP

Schwerpunkt

Rainer Wieland MdEP,  

rainer.wieland@europarl.europa.eu,  

www.mdep.de  
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Daniel Caspary MdEP

Europawahl 2019: Die Demo-
kratie ist der wahre Gewinner

Seit 25 Jahren war das Interesse der Men-
schen an der Europawahl nicht mehr so 
groß wie am 26. Mai 2019. Der Anstieg 
der Wahlbeteiligung der Deutschen 
von 42,6 % in 2014 auf 59 % in 2019 ist 
eine klare Stärkung des Europäischen 
Parlaments.
In vielen Ländern konnten Populisten 
und Extremisten leichte Gewinne er-
zielen, was ebenso für die Grünen gilt. 
Doch trotz des Erfolgs der Grünen bei 
der Europawahl stellen diverse Länder 
wie Bulgarien, Estland oder Kroatien 
keinen einzigen Grünen Europaabge-
ordneten. Im Falle des Brexits würde 
die Fraktion der Grünen sogar noch 
11 Abgeordnete verlieren. Trotz des 
Höhenflugs der Grünen in Deutsch-

land hat europaweit die Europäische 
Volkspartei den stärksten Rückhalt der 
Bürger.
Sicherlich hätten wir uns als Union ein bes-
seres Ergebnis in Deutschland gewünscht, 
arbeiten jetzt jedoch mit vereinter Kraft 
daran, Ursachen schonungslos in Angriff 
zu nehmen und organisatorische Konse-
quenzen zu ziehen. Wir wissen aber auch 
um das große Vertrauen, welches uns 
viele Bürger bei dieser Wahl geschenkt 
haben. Nicht umsonst wurden wir erneut 
zur stärksten Kraft in Europa gewählt
Unsere Botschaft ist klar: Als größte 
Fraktion haben wir Anspruch, mit Man-
fred Weber den Kommissionspräsidenten 
zu stellen. Auch weiterhin wollen wir die 
gestaltende Kraft in Europa sein. 

Daniel Caspary MdEP

Schwerpunkt

Dr. Andreas Schwab MdEP

Der Ausgang der Europawahl hat uns 
deutlich vor Augen geführt, dass die 
Wähler sich mehr für Europa interessie-
ren als häufig angenommen wird. Die 
Wahlbeteiligung in der ganzen Europäi-
schen Union ist von 42,61% (2014) auf 
50,97% (2019) gestiegen und in Deutsch-
land sogar von 48,10% (2014) auf 61,41% 
(2019). Trotz der gestiegenen Wahl-
beteiligung können wir uns leider nicht 
über das für die CDU erzielte Ergebnis 
freuen, denn die von uns gesetzten The-
men (Frieden, Sicherheit und Wohlstand) 
haben im Wahlkampf nicht wirklich ver-
fangen. Eine herausgehobene Rolle 
spielte offenbar das Thema Klimaschutz, 
bei dem die Kompetenz nicht der Union 
zugeschrieben wurde. Trotz erheblicher 
Verluste sind wir in Deutschland die 

stärkste politische Kraft geblieben und 
wollen uns in den kommenden fünf Jahren 
im Europäischen Parlament weiter für ein 
starkes Europa einsetzen. Wir sollten und 
können als CDU gleichwohl mit diesem 
Ergebnis nicht zufrieden sein. Vor dem 
Hintergrund, dass wir uns als die Europa-
partei verstehen, müssen wir nun auf-
arbeiten, warum unsere Themensetzung 
die Stimmungslage nicht getroffen hat. 
Gerade in Baden-Württemberg ist die 
Europäische Union von entscheidender 
Wichtigkeit, nicht nur für die Wirtschaft, 
sondern für uns alle. Denn: Wirtschaft 
sind wir alle! In den kommenden fünf Jah-
ren müssen wir daran arbeiten, Europa 
neuen Herausforderungen anzupassen 
und eine noch bessere Zusammenarbeit 
auf europäischer Ebene zu erreichen.

Dr. Andreas Schwab MdEP

Daniel Caspary MdEP,  

daniel@caspary.de,  

www.caspary.de  

Dr. Andreas Schwab MdEP, 

post@andreas-schwab.de,  

www.andreas-schwab.de  
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Schwerpunkt

Norbert Lins MdEP

„Die Europawahl war ein Wechselbad der 
Gefühle. Positiv ist, dass die Proeuropäer 
gewonnen haben. Zudem stärkt die 
hohe Wahlbeteiligung die Demokratie 
in Europa. Zusätzlich ist die Bericht-
erstattung über Europapolitik erheb-
lich angestiegen. All dies zeigt, dass die 
EU eine immer bedeutendere Rolle im 
persönlichen Leben eines Jeden spielt. 
Auf der anderen Seite hätten wir uns als 
CDU ein besseres Ergebnis gewünscht; 
nichtsdestotrotz sind wir mit Abstand 
stärkste Kraft in Deutschland und Europa 
und nehmen diesen Gestaltungsauftrag 
an. Ich freue mich über das erneute Ver-
trauen, das in mich gesetzt wird.
Meinen persönlichen Auftrag sehe ich 

in einer Politik, welche zweckmäßigen 
Klimaschutz mit der Stärkung des Mittel-
standes verbindet. Konkret werde ich 
mich weiterhin gegen Fahrverbote ein-
setzen. Wir brauchen verhältnismäßige 
Regelungen. Deutschland befindet sich 
in der Schieflage mit seiner Fahrverbots-
politik. Ich setze auf positive Anreize für 
bessere Luft. Meine Schwerpunkte wer-
den weiterhin ein durchdachter Ausbau 
des ÖPNV, die Erneuerung der Fahrzeug-
flotte mit alternativen Kraftstoffen, eine 
ergebnisoffene Diskussion über Grenz-
werte und Messstationen sein. Nach-
haltige Klimapolitik wird von der breiten 
Bevölkerung nur getragen, wenn er die 
richtigen Anreize ohne Verbote setzt.“

Norbert Lins MdEP
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Schwerpunkt

#CDUamEnde?

Schon wieder gehen wir nach einer ver-
lorenen Wahl zum Tagesgeschäft über. 
Vielleicht ein fataler Fehler. Denn erst-
mals liegen die Grünen in den Umfragen 
bundesweit vor der Union. 
Ohne Anspruch auf Vollständigkeit, un-
wissenschaftlich und subjektiv wertend 
analysiert der Autor dieses Beitrags die 
Europawahl 2019. 

These 1: Wer für Umwelt ist, wählt 
grün. Wer gegen Ausländer ist, wählt 
AFD. Die  Erosion der Volksparteien 
geht weiter. 
Obwohl rund 8 Millionen Menschen 
mehr als 2014 an der Wahl teilgenommen 
haben, gaben 400.000 Menschen we-
niger ihre Stimme für die CDU ab. Die 
Grünen wurden von 7,5 Mio. Menschen 
gewählt (ein Plus von 4,5 Mio.) Die AFD 
verbuchte einen Zuwachs von 2 Mio. 
und wurde in einigen Bundesländern im 
Osten zur stärksten Partei. 
Diese Wahl zeigt das Dilemma der CDU 
deutlich auf: Für die einen machen wir 
zu wenig gegen „Flüchtlinge“ und gegen 
Ausländer- und Bandenkriminalität, für 
die anderen sind wir von „vorgestern“, 
weil wir uns gegen Fahrverbote und 
(auch) für Straßenbau, Parkplätze und 
Gewerbegebiete einsetzen. Für die 
einen machen wir zu wenig für die 
Dieselfahrer, für die anderen zu viel. 
Alle wollen (bezahlbare) Wohnungen, 
aber niemand will neue Baugebiete. 
Statt dessen überwiegt die Sehnsucht 
nach einem vermeintlich kuscheli-
gen Leben, entweder ökologisch oder 
nationalstaatlich. 

These 2: Unser Wahlkampf war inhalt-
lich eine Nullnummer.
Abgesehen davon, dass wir einem von 
uns einen einflussreichen Posten ver-
schaffen wollten, hieß unser Wahl-
kampf: „Wir sind für Europa“. „Klar“, 
sagt sich der unentschlossene Wähler, 
„bin ich auch. Aber warum soll ich die 
CDU wählen?“ 

These 3: Profillos ist uninteressant.
Wenn einer Partei (wie uns) das inhalt-
lich geschärfte Profil fehlt, weil man nur 

Klein-Klein verkaufen kann (Kompromis-
se mit der SPD, den Grünen, mit allen in 
Europa), dann braucht man wenigstens 
persönliches Charisma in der Führung. 
Je nach Belieben sagt man dazu auch 
„klare Kante“ oder „Profil“. Die neue 
Parteivorsitzende hat jedoch keines. Die 
Delegierten des Bundesparteitags – in 
der Mehrzahl berufspolitische Funk-
tionäre - haben sich gegen „Profil“ ent-
schieden. Sie sitzen auf der Titanic ihrer 
Abgeordnetenmandate und dirigieren 
das Orchester. Fakt ist: Die Mobilisie-
rung aus der Nachfolgefrage Merkels ist 
vollständig verpufft. 

These 4: Wer nicht mit jungen Men-
schen reden will, muss fühlen.
Die Grünen haben ihre „zusätzlichen“ 
4,5 Mio. Wähler von „überall“ geholt.

Wählerwanderung zu den Grünen:
von SPD		 1,2 Mio.
von CDU/CSU	 1,1 Mio.
von Linke	 600.000
von FDP		 500.000
neu gewonnen	 1 Mio.

An der Europawahl haben überdurch-
schnittlich viele junge Menschen teil-
genommen. Jeder dritte Wähler unter 
25 Jahre hat grün gewählt. Das sind 

so viele wie in dieser Altersgruppe für 
Union, SPD, Linke und FDP zusammen 
gestimmt haben. 
Diese Altersgruppe (Generationen Y 
und Z) liest keine Tageszeitung und sieht 
nicht das „normale“ Fernsehen (weder 
privat, schon gar nicht öffentlich-recht-
lich). Sie nutzt Mediatheken, YouTube 
und Streamingportale (z.B. Netflix). In-
formationen werden grundsätzlich ge-
googelt. Auf den ausgetrampelten Pfa-
den der klassischen „Parteienwerbung“ 
sind sie nicht zu erreichen. 
Als Konsequenz aus dem Wahldesaster 
will der Bundesvorstand nun über die 
„Sozialen“ Medien kommunizieren. 
Sollte damit gemeint sein, billige Wahl-
werbespots oder Abgeordneten-State-
ments zu platzieren (oder gar wie Markus 
Söder vorschlägt, eine Vorstandssitzung 
live zu übertragen), sei ihm versichert, 
dass dies zum Rohrkrepierer werden 
muss. 

These 5: Uploadfilter beschneiden die 
Meinungsfreiheit im Internet. Und die 
CDU.
Die erste Welle des Tsunamis kam im 
März mit einer Entscheidung im Europa-
parlament, Thema Uploadfilter. Platt-
formbetreiber müssen künftig Inhalte 
beim Hochladen prüfen, ob sie geisti-

Michael Jacobi
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Schwerpunkt

ges Eigentum eines anderen sind. Klingt 
gut, ist aber technisch aufwändig, teuer 
und wird wahrscheinlich dazu führen, 
dass Inhalte im Zweifelsfall aus dem 
Internet verschwinden. Für die Netz-
gemeinde (blödes Wort für Menschen, 
die im und mit dem Internet arbeiten, 
Programmierer, Blogger, Influencer, 
Agenturen und viele mehr) ist das Inter-
net aber ein „Bereich der Freiheit“. Auf 
jede Form von „Zensur“ wird allergisch 
reagiert. Völlig normal ist, dass man In-
halte teilt (Stichwort Sharing Economy). 
Die Folge: Massenprotest im Netz gegen 
die CDU. #niewiederCDU war im März 
einer der meistgeklickten Hashtags in 
Deutschland. 

These 6: Fridays for Future – oder wie 
man Menschen nicht ernst nimmt.
Die beiden Reaktionsmuster der Poli-
tik auf Fridays for Future (FFF). Ent-
weder: Schule schwänzen ist verboten. 
Oder: Toll, dass sich junge Menschen 
für Politik interessieren (und hinter vor-
gehaltener Hand: aber kommt erstmal in 
unser Alter, da werdet ihr schon sehen). 
Monatelang rollte diese zweite Welle 
auf uns zu. Monatelang hat sich die 
CDU auf Hunderten von Demos verbal 

vermöbeln lassen, ohne inhaltlich auf 
die Angriffe einzugehen. Ohne darzu-
stellen, was alles gemacht wurde und 
wird: Atomausstieg, Kohleausstieg, För-
derung von Regenerativen Energien mit 
Milliarden, Förderung für Elektroautos 
und alternativen Kraftstoffen, Bahn-
fahren und Investitionen in den ÖPNV, 
Ökolandbau, strengere Umweltvor-
schriften, Altbausanierung und so wei-
ter. Kein Wort davon, jedenfalls nicht in 
den elektronischen Medien. 

These 7: Rezo hat die sturmreife Fes-
tung vollends zerlegt.
Gegen die dritte Welle eine Woche vor 
der Wahl war dann nichts mehr zu ma-
chen. Hätten wir uns vorher mit FFF be-
schäftigt, unsere Argumente fürs Netz 
in Videoclips aufbereitet, hätten wir 
sofort reagieren können. Statt dessen 
das 11seitige PDF („Offene Antwort auf 
Rezo“). Oder anders ausgedrückt: Wir 
haben versucht, Rezo unsere Spielregeln 
aufzuzwingen. Wie wir es gelernt haben. 
„Lies das bitte und rede mit uns, wir 
werden dir mal die Faktenlage erklären“. 
Nur: wir haben das Spiel nicht ver-
standen. Rezo ist kein umweltpolitisch 
engagierter Junge aus dem Kinder-

zimmer. Er ist ein 26jähriger Geschäfts-
mann mit Mitarbeiterstab, dem es um 
mehr Follower, mehr Reichweite (die 
Währung im Internet) geht. Rezo will 
nicht mit uns reden. 

These 8: Parteien digital öffnen – 
oder dem Untergang zusehen.
Die Digitalisierung verändert die Wirt-
schaft. Und sie wird auch die Politik ver-
ändern. Es wird nicht genügen, ein paar 
Posts auf Facebook zu laden (die kaum 
jemand wahrnimmt). Wir müssen uns 
verändern, und zwar nicht nur das Wie 
wir informieren. Wir müssen unsere poli-
tische Meinungsbildung ändern, unsere 
Abläufe (Rituale) und unsere Organisa-
tion. Das Internet bietet technisch ge-
sehen ganz neue Formen der Partizipa-
tion. Über Intranets, Foren, Plattformen 
oder Online-Abstimmungen. Wir kön-
nen (und müssen) die Menschen über 
das Internet direkt an der Politik be-
teiligen, eine Herausforderung gewiss, 
aber auch eine große Chance. 
Politik wird es immer geben. Parteien 
wahrscheinlich auch (weil sie im Grund-
gesetz verankert sind). Aber die ver-
krusteten Abläufe der Parteipolitik sind 
am Ende, früher oder später. Die ent-
scheidende Frage lautet: verändern wir 
uns rechtzeitig?
Volker Kauder hat es leider noch nicht 
erkannt. Über FFF sagt er aktuell: „Ich 
erwarte von Jugendlichen nicht nur 
Appelle, sondern dass sie sich auch en-
gagieren in Jugendorganisationen oder 
in Parteien“. Sorry, Herr Kauder, die 
Jugendlichen engagieren sich bereits. 
Die wenigsten allerdings in Parteien 
(warum auch), und schon gar nicht bei 
uns (warum wohl). 
Der Autor Michael Jacobi ist Vorsitzender 
der MIT Kreis Ludwigsburg. Er ist seit 
12 Jahren Mitglied der CDU. Zuvor war 
er 24 Jahre in der Partei der Grünen, 
13 Jahre als Abgeordneter im Landtag 
von Baden-Württemberg. Der Politik-
wissenschaftler führt heute eine Agen-
tur für Web-Consulting und verfasst 
Online-Inhalte für Websites, Blogs und 
YouTube. Er freut sich über Kommentare  
privat@m-j-marketing.de

Michael Jacobi,  

info@mit-ludwigsburg.de,  

www.mit-ludwigsburg.de  

Gesucht!!!
Mittelständische Unternehmen 

• Ihr Unternehmensumsatz beträgt 50+ Mio. EUR?
• Sie haben Wachstumspläne und benötigen Finanzierung?
• Sie suchen einen seriösen, deutschen Partner als Investor?
• Sie denken daran, Ihr Unternehmen zu verkaufen?
• Sie haben Unternehmensnachfolge-Überlegungen?

Dann sind wir Ihre richtigen Ansprechpartner! 
 

Mit langjährigen Vorstands- und Geschäftsführer-Erfahrungen analysie-
ren, beraten und begleiten wir Ihren unternehmerischen Erfolg!

     peter.ibbeken@t-online.de           tamilla@t-online.de
     Tel.: 02236/3316994 Fax: 02236/3316992    Tel.:0421/895401 Mobil 0170/4877748    
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Schwerpunkt

Wie viele Ohrfeigen benötigt die CDU noch vom Bürger?

Das für die CDU desaströse 
Wahlergebnis spricht für sich 
selbst.

Der Landesvorsitzende Oliver Zander 
fordert im Namen der MIT Baden-Würt-
temberg „ein grundlegendes radikales 
Umdenken der Kommunikation der CDU.
Aus Fehlern lernen und alte Zöpfe 
abschneiden!
Die CDU kann sich an noch so vielen The-
men abarbeiten, wenn keine nachhaltige 
moderne Strategie zur Kommunikation 
aufgebaut wird.“
Fehler, wie jüngst im Umgang mit In-
fluencern/Bloggern passiert sind, zei-
gen deutlich das Versäumen der Partei 
bezüglich des modernen Fortschritts, 
insbesondere der rasenden Weiter-
entwicklung im digitalen Bereich und der 
Social Media. Was gesagt ist, ist gesagt. 
Was geschrieben ist, ist geschrieben. Da 
hilft kein Zurückrudern mehr. Zander 
„Die Zeit, in der die Meinung nur über 
Tagesschau und Tageszeitung gebildet 
wurde, ist vorbei. Mediale Kritik gehört 
zum modernen Leben dazu und mit die-
ser umgehen zu können, sollte bei jedem 
Parteimitglied eine Grundvoraussetzung 
sein. Liebe CDU, wach endlich auf!“

Bevor sich die CDU weiter in der Groko 
aufreibt und bei Themen wie Grundrente 
ohne Bedürftigkeitsprüfung nachgibt, 
sollte doch dringend unter die Groko 
gleich ein Schlussstrich gezogen werden, 
damit eine Konzentration auf die wesent-
lichen Dinge erfolgen kann.
In guten Zeiten dafür sorgen, dass es uns in 
weniger guten Zeiten nicht schlechter geht?
Was kann denn jetzt noch passieren? Der 
Verlust seines Postens?
Die Kausalitätskette ist doch klar: Erst 
das Land, dann die Partei und dann die 
Person!
Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung von CDU und CSU (MIT) ist mit 
mehr als 25.000 Mitgliedern der stärks-
te und einflussreichste parteipolitische 
Wirtschaftsverband in Deutschland. Die 
MIT setzt sich für soziale Marktwirt-
schaft und mehr Unternehmergeist in 
der Politik ein.

Angelika Harm,  

angelika.harm@mit-bw.de,  

www.mit-bw.de  

Angelika Harm

Carl-Zeiss-Str. 79 

73431 Aalen 

www.rossaro.de 

Bauunternehmung 
Straßen- und Tiefbau 

Asphaltbau 

Erd- und Deponiebau 

Ingenieurbau 

Hochwasserschutz 
 
 

Kanaltechnik 
Robotersanierung 

Inliner-Technik 

Kurzliner-Technik 

Schachtsanierung 

Kanalinspektion 
  
  

Gipsbau 
Außenputz 

Innenputz 

Wärmedämmung 

Trockenbau 

Gerüstbau 

Tel.  0 73 61 / 94 80 – 0 

Fax  0 73 61 / 94 80 – 20 

info@rossaro.de 
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Aus den Kreisen & Bezirken

MIT Südbaden & MIT Rottweil

Quo vadis, Europa? 
MIT Weitblick in die Zukunft

Wenn der MIT Bezirksverband Südbaden 
und der Kreisverband Rottweil in luftiger 
Höhe zu einem überparteilichen Wirt-
schaftsgespräch einladen, erschöpft sich 
der Weitblick nicht nur in der Auswahl 
des Veranstaltungsortes. Der thyssen-
krupp-Testturm mit seiner innovativen 
und weltweit bekannten Aufzugstechnik 
in Rottweil bewiesen gleich zu Beginn, 
was Forschung und Technik „Made im 
Ländle“ zu leisten vermögen. Kaum in den 
Aufzug eingestiegen, wurden schon die 
über 100 Teilnehmer in 220 m Höhe mit 
einem schier grenzenlosen Blick in die Um-
gebung verwöhnt. Nach einer kurzen Ein-
führung durch die Turmmanagerin Beate 
Höhnle, bewies der MIT Kreisvorsitzende 
Klaus-Dieter Thiel, dass der Mittelstand 
nicht die Bodenhaftung verloren hat, son-
dern mit seinen Gedanken und Impulsen 
stets auf den vielfältigen Erfahrungen aus 
der betrieblichen Praxis fußt. Er habe ein 
Anrecht darauf, nicht nur mehr Gehör zu 
finden, sondern auch eine Wertschätzung 

gemäß seiner wirtschaftlichen Bedeutung 
zu erfahren, so Klaus-Dieter Thiel. Vor 
diesem Hintergrund waren der weltweit 
bekannte und agierende Tunnelbohrunter-
nehmer Dr.-Ing. Martin Herrenknecht, der 
Hauptgeschäftsführer des Wirtschaftsver-
band industrieller Unternehmen in Baden 
e.V. (wvib) Dr. Christoph Münzer und Dr. 
Andreas Schwab MdEP zur Diskussion 
eingeladen. Keiner der Anwesenden woll-
te dem Europaabgeordneten Dr. Schwab 
widersprechen, als er ausführte, dass sich 
der Einsatz in und für Europa lohnt, auch 
wenn es nicht in allen Facetten perfekt ist. 
Nur freie Bürger können sich in der sozialen 
Marktwirtschaft entfalten, so Dr. Schwab. 
China zeige, dass wirtschaftlicher Erfolg 
und Demokratie sich nicht gegenseitig 
bedingen. Gleich zu Beginn seiner Aus-
führungen prangerte Dr. Münzer an, dass 
man sich manchmal nicht des Eindrucks er-
wehren könne, dass Berlin die Bürger ver-
trete und die Europaabgeordneten Europa 
erst gegenüber den Bürgern vertreten 

müssten. Die Ausgestaltung Europas, sei es 
bei den Außen- oder Innengrenzen, ist noch 
nicht abgeschlossen, wie zum Beispiel die 
Erfahrungen bei grenzüberschreitendem 
Arbeiten immer wieder zeigten. Bei der 
jüngst auf den Weg gebrachten Arbeits-
zeitregelung “gruselt“ es den Haupt-
geschäftsführer. Als absoluter Kenner der 
Rolle und Bedeutung Europas, auch inner-
halb der globalisierten Welt, gilt mit Recht 
Dr.-Ing. Martin Herrenknecht. Was die 
Politik oft nur aus der Theorie erklärt und 
analysiert, beschreibt der Unternehmer 
aus eigenem Erfahren. Der wirtschaft-
liche Erfolg seiner Firmen sind somit auch 
Expertisen für seine Forderungen und Ge-
danken, auch wenn sie seitens der Politik 
oft als impulsiv und zu forsch empfunden 
werden. In der aktuellen Hetzjagd gegen 
die Dieseltechnologie forderte auch Martin 
Herrenknecht, dass die Verantwortlichen 
„alle ins Gefängnis gehörten“. Diese Äuße-
rungen sind den Mittelständlern ja bereits 
durch das Statement des stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Daniel Hackenjos aus 
der Dieselveranstaltung im Februar dieses 
Jahres in Stuttgart bestens bekannt. Der 
Tunnelbohrunternehmer ist Macher, nicht 
Manager. In dieser Funktion verliert er, 
trotz weltweiten Erfolgen, auch nicht seine 
Mitarbeiter und die „Scheißbürokratie“ aus 
den Augen. Er geißelt wortreich „Spiele-
reien wie Windkraft“, den „bürokratischen 
Moloch Brüssel“, die fehlende Logik, an 
Sachen ranzugehen und vieles mehr. Büro-
kratie muss endlich reduziert werden, 
Lohngruppen, nicht nur im Facharbeiter-
segment, gilt es zu entlasten. Die Flücht-
lingspolitik sollte nicht darauf zielen, alle 

Ruth Baumann

(Von links) Dr. Christoph Münzer, Thorsten Link, Dr.-Ing. Martin Herrenknecht, Andreas Schwab MdEP
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nach Deutschland zu holen, sondern dort, 
vor Ort, Schulen bauen und für Bildung zu 
sorgen. Europa befinde sich im „Sandwich“ 
zwischen den USA und China, dem gilt es, 
Rechnung zu tragen. Unterschiedliche Mit-
gliedstaaten, unterschiedliches Tempo, ein 
Europa der zwei Geschwindigkeiten - auch 
ein Impuls des Tunnelbohrunternehmers. 
„Hirnverrückte in der Politik“ sieht er nicht 

nur bei der Gestaltung der Erbschafts-
steuer, wie er eindrücklich mit den unter-
schiedlichsten Beispielen erläutert.
Thorsten Link hatte eine energie- und 
kompetenzgeladene Runde zu moderie-
ren, deren entwickelte Eigendynamik kurz-
weilig und dennoch informativ war.
Industrie und Mittelstand haben oft die 
gleichen Herausforderungen und Proble-
me, so die Bezirksvorsitzende Ruth Bau-
mann in ihrem Resümee. Statt „man sollte, 
man könnte, man müsste“ packen Unter-
nehmer an und erwirtschaften Steuern. 
„Politik soll uns nicht die Welt erklären, 
sondern verlässliche Rahmenbedingungen 
für unser wirtschaftliches Handeln geben 
und nicht zu den verabschiedeten Geset-
zen noch die entsprechenden Probleme 
suchen“. Unternehmerisches Handeln 
braucht Glaubwürdigkeit und Verlässlich-

keit. Dinge, die oft im parlamentarischen 
Alltag etwas in Vergessenheit geraten. 
„Man muss Entscheidungen in ihren Aus-
wirkungen fertig denken und Zusagen 
einhalten“, so die Bezirksvorsitzende. 
Bei Themen wie Vorfälligkeit der Sozial-
versicherungsbeiträge, dem Solidaritäts-
zuschlag, der nachträglich geänderten Be-
steuerung der Altersabsicherung oder dem 
Vernichten von Betriebsvermögen (Diesel) 
hat man dieses Primat scheinbar aus den 
Augen verloren.
Regulieren statt Strangulieren lautete die 
einheitliche Forderung dieser Klartext-
runde, denn die Zukunft Europas braucht 
das MIT-einander. 

Ruth Baumann,  

r.baumann@baumann-co.de, 

 www.mit-suedbaden.de  

Der Konferenzraum in 220 Metern Höhe

Tradition, Innovation, High-Tech 
und Qualität – unser Stahlbauwerk 
ist eines der modernsten in Europa. 
Ihr Partner für individuelle Lösungen
im Industrie- und Gewerbebau.

IDEEN IN STAHL

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG · Stahlbau    · Industrie- und Gewerbebau
Daimlerstraße 7 + 11 · 72213 Altensteig · Tel. 07453 9398-0 · www.buehler-stahlbau.de

Anz 119x63_01_Anz 119x63_01  27.04.17  08:42  Seite 1

Der Moderator Thorsten Link vom Südwestfernsehen
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Mittelstand demonstriert Stärke

Wirtschaft / Bei Treffen zum Thema 
Europa im Rottweiler Testturm redet 
Martin Herrenknecht Tacheles

Der Konferenzraum auf 220 Metern 
Höhe im Testturm hat inzwischen schon 
einiges erlebt. Ob darin aber schon ein-
mal derart »Tacheles« geredet wurde, 
wie beim Besuch von Martin Herren-
knecht, ist fraglich. Der Weltmarktführer 
in Sachen Tunnelbohrer sprach vor rund 
100 starken Mittelständlern aus der Re-
gion zu Europa – und über manch »Hirn-
verrückten« in der Politik.

Kreis Rottweil. Der Bezirksverband Süd-
baden und Kreisverband der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung der 
CDU/CSU hatte am Donnerstagabend 
überparteilich dazu eingeladen, mit drei 
hochkarätigen Gesprächspartnern die 
Frage »Quo Vadis, Europa?« näher zu 
beleuchten und die Forderungen des 
Mittelstands an die Europapolitik in den 
Fokus zu rücken. Drängende Themen: 

Die »Scheiß-Bürokratie« (Herrenknecht), 
die drohende Übermacht Chinas und 
die Regulierungswut der EU, die vieles 
ausbremse. 
Adressat in Sachen Europapolitik war 
an diesem Abend Andreas Schwab, der 
»Vertreter des Mittelstands im euro-
päischen Parlament«, wie ihn Kreisver-
bandsvorsitzender Klaus-Dieter Thiel 
eingangs vorstellte. »Wir hoffen, dass 
das neue EU-Parlament mehr Führungs-
kraft zeigt«, so Thiel. Europa müsse mit 
einer starken Stimme nach außen agie-
ren, um beispielsweise China die Stirn 
bieten zu können, gleichzeitig müsse die 
»Regulierungswut« dringend auf den 
Prüfstand.
Der Mittelstand habe angesichts seiner 
starken Rolle nicht nur in Europa, son-
dern weltweit ein Anrecht darauf,  mehr 
Gehör zu finden.
Wie stark diese Rolle ist, machte Chris-
toph Münzer deutlich. Als Haupt-
geschäftsführer des Wirtschaftsver-
bands Industrieller Unternehmer Baden 

(wvib) vertritt er 1031 Unternehmen, die 
zusammen weltweit 70 Milliarden Euro 
Umsatz machen. »Die vielen Kleinen 
sind das Erfolgsmodell von Europa – und 
von Baden-Württemberg erst recht.« 
Seine Liebe zu Europa sei groß, dennoch 
gelte es, an vielen Stellschrauben zu dre-
hen. Früher habe die starke D-Mark als 
»Produktionspeitsche« gewirkt, heute 
schaue die Welt von außen auf den Euro 
als brüchiges Konstrukt. Für einen star-
ken Euro müsse aber Stabilität in allen 
Mitgliedsländern vorherrschen. Vieles 
könnte gerade für Unternehmer deutlich 
einfacher vonstatten gehen. 
Der Rottweiler Europapolitiker Andreas 
Schwab bat gleich zu Beginn, mit Europa 
»fair und gerecht« umzugehen. Europa 
sei nun einmal nicht perfekt, dazu seien 
die 28 Mitgliedsstaaten zu unterschied-
lich. Dennoch sei es beispielsweise ge-
lungen, in Sachen Digitalisierung vieles 
auf den Weg zu bringen. Man könne es 
mit den Großen aufnehmen. Am Beispiel 
der Datenschutzgrundverordnung – ein 

Kreisverbandsvorsitzender Klaus-Dieter Thiel begrüßte die rund 100 Mittelständler aus der weiten Region sowie die Redner Christoph Münzer (Zweiter von 
rechts), Martin Herrenknecht (daneben) und den CDU-Europaabgeordneten Andreas Schwab (Sechster von rechts) im Testturm. Fotos: Team Graner

Aus den Kreisen & Bezirken

Mit freundlicher Genehmigung von „Schwarzwälder Bote“  � Quelle Text: Corinne Otte   Quelle Fotos: Team Graner
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Stichwort, bei dem ein Aufstöhnen durch 
den Saal ging – berichtete er aber auch 
über die Tücken der Parlamentsarbeit 
und die notwendigen Kompromisse. 

Der »Global Player«
rät zur Wertschätzung
der Facharbeiter

Bei Martin Herrenknecht kann man sich 
Kompromisse eher weniger vorstellen. 
Als »Prototyp des globalen Mittel-
ständlers« stellte Moderator Thorsten 
Link von Südwestfernsehen den 77-Jäh-
rigen Vollblutunternehmer vor. Und der 
klopfte bei den Zuhörern gleich ab, ob 
sie denn nun »eine Weihnachtsrede oder 
Tacheles« hören wollen. Der einhellige 
Tenor fiel auf Letzteres, und Herren-
knecht legte los. Er ordnete, als stetig 
Weltreisender in Sachen Tunnelbau, die 
globale Lage ein und ärgerte sich über 
das oft zu lässige Handeln der EU.
»Griechenland hätte ich rausgeworfen, 
dann hätten wir jetzt den Brexit nicht«, 
so Herrenknecht. China lasse man viel zu 
stark agieren und die besagte Sch...-Büro-
kratie in Deutschland bringt ihn auf die 
Palme. Ganz zu schweigen vom Diesel-
fahrverbot, gerade in einer Stadt wie 
Stuttgart mit Bosch, Daimler, Mercedes 
und Porsche. Die Verantwortlichen ge-
hörten »alle ins Gefängnis«.
Er fordert dringend ein »beschleunigtes 
Infrastrukturprogramm für Deutschland« 
und ein schlüssiges Gesamtkonzept, 
um die Energiewende endlich sinnvoll 

gestalten zu können. Weil sich Europa 
langfristig selbst verteidigen müsse, hat 
Herrenknecht außerdem die Vision von 
einer europäischen Armee.
Der Unternehmer Herrenknecht prä-
sentierte sich als Mann mit Blick für das 
große Ganze – aber auch für die klei-
nen Dinge innerhalb seines Schwanauer 
Unternehmens. So weiß er genau, dass 
zwei seiner Mitarbeiter, die er aus Spa-
nien geholt hat, inzwischen vor Ort ge-

heiratet haben. »Da gibt’s jetzt keine 
sprachlichen Probleme mehr«, schmun-
zelte er. Und er riet dringend dazu, »für 
die Facharbeiter zu fighten und sie wert-
zuschätzen«. Irgendwann werde es dazu 
kommen, dass Facharbeiter und Meister 
mehr verdienen als der Techniker. Diese 
Lohngruppe müsse steuerlich entlastet 
werden.
Eine interessante und engagierte Dis-
kussion, in der aktuelle Themen wie die 
Arbeitszeitregelung (Münzer: »Ein Rück-
schritt. Da gruselt es mich«) schloss sich 
an, bevor die Bezirksvorsitzende Ruth 
Baumann die Quintessenz der Wort-
beiträge für die Gäste zusammenfasste. 
Musik des »Gepflegten Gebläses« um-
rahmte den Abend.
Und natürlich hatte Turmmanagerin 
Beate Höhnle die Chance genutzt, 
den Gästen das Wunderwerk Thyssen-
krupp-Testturm, die rasante Gleit-
schalungsbauweise bis hinauf auf 246 
Meter Höhe und die Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit am neuen Aufzugs-
system Multi in darzulegen. Auch »Glo-
bal Player« Martin Herrenknecht hörte 
da ganz aufmerksam zu.

Corinne Otto,

Schwarzwälder Bote vom 18.05.2019  

Aus den Kreisen & Bezirken

»Die vielen kleinen Unternehmen sind das Erfolgsmodell von Europa.«
Christoph Münzer, wvib_Hauptgeschäftsführer

»Wer in Stuttgart für ein Dieselfahrverbot sorgt, der gehört ins Gefängnis.«� Martin Herrenknecht
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»Der Politik fehlen jegliche Visionen«
Martin Herrenknecht spricht Klartext / Deutschland und Europa im Sandwich zwischen USA und 
China gefangen

Von Arne Hahn 
Rottweil/Schwanau. 

Sein Revier ist normal der Untergrund. 
Tief unter der Erde, beziehungsweise 
im Berg, weiß kaum jemand besser Be-
scheid, wie es ein Durchkommen gibt, 
als Martin Herrenknecht. Seine nach 
ihm benannte AG mit Sitz in Schwa-
nau-Allmannsweier im Ortenaukreis ist 
weltweit einer der Marktführer in Sa-
chen Tunnelbau. Am Donnerstagabend 
nun steht der 76-Jährige auf dem 246 
Meter hohen Thyssen-Krupp-Testturm 
in Rottweil – und ist beeindruckt. 
»Ich musste erst zweimal schauen, ob 
die Scheibe auch wirklich stabil ist«, 
sagt Herrenknecht, »ist schon toll ge-
macht.« Trotzdem, lacht er, fühle er 
sich im Untergrund wohler, wo er »völ-
lig legal aktiv« sei. 

»Hier kommt man ja aus
den Funklöchern
gar nicht mehr raus«

Herrenknecht ist an diesem Abend 
einer der Redner beim überparteilichen 
Wirtschaftsgespräch der Mittelstands- 
und Wirtschaftsvereinigung der CDU 
Südbaden. Der Südbadener ist zwar 
selbst seit 1982 CDU-Mitglied, lässt 
seine Mitgliedschaft aber seit der Mit-
gliederversammlung im vergangenen 
Jahr ruhen. Grund dafür sei nicht nur 
die Niederlage von Friedrich Merz – »er 
wäre der Wirtschaftsminister, den wir 
jetzt bräuchten« – im Kampf um den 
Vorsitz gewesen, sondern die Art und 
Weise, wie in Deutschland mittlerweile 
Politik gemacht werde. »Das habe ich 
der Kanzlerin erst neulich wieder deut-
lich gemacht«, sagt er im Vorfeld der 
Veranstaltung. Er wirft der CDU vor 
allem aber Mutlosigkeit und fehlenden 
Veränderungswillen vor.

Doch Herrenknecht kritisiert nicht nur, 
sondern präsentiert auch Lösungsvor-
schläge. Er spricht von der »Agenda 
2035«. Darin geht es um Ideen wie 
ein Beschleunigungsgesetz für In-
vestitionen in die Infrastruktur (»Hier 
kommt man ja aus den Funklöchern gar 
nicht mehr raus«), eine Bildungsreform 
mit einem einheitlichen Abitur und 
bessere Konzepte für Energiewende 
und Einwanderung. Die Energiewende 
nennt er Flickschusterei: »Warum ma-
chen die so lächerliche Windrädchen 
im Schwarzwald, wo nichts geht, statt 
die Windenergie von der Küste in den 
Süden zu transportieren? Weil uns die 
Verbindungskabel und die Speicher 
fehlen. Da fehlt es doch glasklar am 
Konzept«, poltert der Unternehmer.
Er ist sicher: »Es braucht einen program-
matischen Wechsel in Deutschland, ge-
rade mit Blick auf die Zukunft.« Ange-
sichts technologischer Entwicklungen 
wie in China müsse Deutschland Stra-
tegien entwickeln, um weiterhin in der 
ersten Liga zu spielen. »Wir leben hier 
wirklich im Paradies. Aber wir müssen 
schauen, dass die Wirtschaft nicht ins 
Stocken gerät und zu viel Geld in soziale 
Leistungen fließt.«

»Die unten denken 
doch, dass die
da oben spinnen«

Woran liegt es, dass wir in Deutschland 
nicht richtig in die Gänge kommen? 
»Bei uns braucht man 40 Jahre Vorlauf 
für große Infrastrukturprojekte. Die 
Chinesen ziehen derartige Projekte in 
15 Jahren durch. Wir müssen erst mal 
Eidechsen fangen, um zu untersuchen, 
ob das schwäbische oder italienische 
sind und machen einen Gentest. Das 
kann man doch niemandem im Ausland 
erzählen. Oder beim neuen Brenner-

Martin Herrenknecht wird in der Politik zu viel 
»palavert«.

Die Person
Martin Herrenknecht, 76 Jahre alt,  
machte sich 1975 mit einem 
Ingenieurbüro selbstständig. Zwei 
Jahre später, 1977, gründete er die 
Herrenknecht AG. 

Das Unternehmen
Mit knapp 5000 Mitarbeitern ge-
hört die Herrenknecht AG mit Sitz in 
Schwanau-Allmannsweier in der Nähe 
von Lahr (Ortenaukreis) mit ihren 
Tunnelvortriebsmaschinen weltweit 
zu den Marktführern. 2017 machte 
das Unternehmen 1,2 Milliarden Euro 
Umsatz. Die Herrenknecht AG hat 
80 Tochtergesellschaften im In- und 
Ausland. Zu den bedeutendsten Bau-
projekten gehören der Gotthard- und 
der Brennerbasistunnel. 

Aus den Kreisen & Bezirken

Mit freundlicher Genehmigung von „Schwarzwälder Bote“   � Quelle Text: Arne Hahn   Quelle Foto: Glück
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tunnel. Der milliardenschwere Tunnel 
ist in sechs Jahren fertig, aber wir in 
Deutschland diskutieren noch immer 
über die Gleise im Flachland zwischen 
München und Innsbruck.« Die Chine-
sen legten mit ihrer Seidenstraße eine 
wirtschaftliche Vision vor – und wir 
hätten nicht mal eine Antwort darauf, 
geschweige denn ein eigenes Konzept.
Europa also im Sandwich zwischen 
den Vereinigten Staaten und China ge-
fangen? Ja, sagt Herrenknecht. Aber 
anstatt sich mit einer Stimme, einem 
Konzept vor allem gegen China zu stel-
len, werde hier nur »palavert«. Bestes 
Beispiel sei die britische Regierung. Für 
Herrenknecht ein »Affenstall in Per-
fektion« und charakteristisch für ganz 
Europa. »Europa ist einfach zu schnell 
gewachsen«, sagt er. Vielleicht müsse 
man deshalb auch zurück zu einem 
Kerneuropa. »Viel Zeit haben wir dazu 
nicht mehr, es wird eng.«
Aber auch am deutschen Parlament 
lässt er kaum ein gutes Haar: »Für mich 
sitzen da 500 Leute zu viel drin. Da ist 
nur noch Palaver, aber erreicht wird 
nichts.« Die derzeit 700 Abgeordneten 
im Bundestag führten ein Eigenleben 
und hätten kaum Bezug zum realen 
Alltag der Bürger. Jeder rede davon, 
dass man die unteren Lohngruppen 
entlasten müsse. »Ein Schweißer bei 
mir verdient im Monat 2500 Euro, 
ausbezahlt bekommt er 1600. Für die 
Rente kann er sich nur was zurück-
legen, wenn er Überstunden macht. 
Wenn ich ihm 800 Euro dafür bezahle, 
bekommt er nur 300 Euro raus, weil 
die Steuerprogression den Rest auf-
frisst. Wir müssen dringend die unte-
ren Lohngruppen entlasten. In Frank-
reich gehen sie beispielsweise dafür 
auf die Straße, dass Überstunden nicht 
besteuert werden. Aber davon redet in 
Deutschland niemand. Stattdessen dis-
kutiert die CDU über niedrigere Unter-
nehmensteuern – in einer Phase, wo 
es der Wirtschaft so gut geht. Das ist 
die falsche Reihenfolge. Zuerst muss 
unten entlastet werden. Die unten 
denken doch, dass die oben spinnen.«
Er wäre also gegen eine Senkung der 
Unternehmensteuern? »Natürlich! 
Das ist doch nur dann sinnvoll, wenn 
es konjunkturell deutlich schlechter 
geht.« Dann könne man die Wirt-

schaft mit Steuersenkungen an-
kurbeln, dann habe es einen positiven 
Effekt. Viel wichtiger wäre es, betont 
Herrenknecht, Geld in die Schulen zu 
investieren. Schon wenn man die Ge-
bäude anschaue, werde man verrückt. 
»Das ist doch kein Zustand«, betont 
Herrenknecht und meint damit längst 
nicht nur die Schulen.

»Kein Mensch sagt, dass die 
E-Mobilität nicht die Lösung ist«

»Was ich auch nicht verstehe, ist, 
wie die Politik derzeit unsere Auto-
industrie schikaniert«, kommt der 
76-Jährige in Fahrt. Zwar habe alles mit 
der Schummelei bei VW angefangen, 
doch was jetzt passiere, sei nicht nach-
vollziehbar. Erst recht nicht der er-
zwungene Hype um die Elektro-Mobili-

tät. Kein Mensch sage, »dass das nicht 
die Lösung ist«. Überhaupt die Energie-
wende von heute auf morgen, schüttelt 
er den Kopf.
Christoph Münzer, Hauptgeschäfts-
führer des Wirtschaftsverbands wvib, 
am Abend ebenfalls Redner, pflichtet ihm 
bei: »Da geben wir einen Haufen Geld 
aus und bekommen aber nichts dafür. 
Wir haben zwar die höchste Steuerlast, 
aber nicht die nötige Infrastruktur.« Er 
fordert mehr Unterstützung bei der Ent-
wicklung neuer Technologien. »Der Zug 
Silicon Valley ist ebenso abgefahren, wie 
die Fertigung von Batterien«, sagt Mün-
zer. »Unser Mittelstand sollte seinen 
eigenen Weg gehen und nicht auf ande-
re schauen.«

Arne Hahn,

Schwarzwälder Bote vom 18.05.2019  
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MIT Emmendingen

Der Kreisvorsitzende der MIT Emmendingen Markus Reich  
im Gespräch mit Felix Hänsler (SÜDVERS Vorsorge GmbH)

Das Steuerrecht muss dem 
Mittelstand Rechnung tragen

Ein Referentenentwurf des Bundes-
finanzministeriums will den steuerfreien 
Sachbezug in Deutschland mit einer 
Gesetzesänderung reformieren, die den 
innovativen Mittelstand lähmen würde. 
Gerade in Zeiten des Fachkräftemangels 
geben Unternehmen ihr Bestes, um quali-
fizierte Arbeitnehmer zu finden und lang-
fristig an sich zu binden. Um hier mit den 
Großen konkurrieren zu können, müs-
sen HR-Abteilungen mittelständischer 
Unternehmen raffiniert vorgehen. Neben 
Best Practices wie Obstkörben und fle-
xiblen Zeitmodellen ist der sogenannte 
steuerfreie Sachbezug dabei ein Benefit, 
um Mitarbeitern steuerfrei 44 Euro pro 
Monat mehr Netto zu geben. Ein Modell, 
von dem bereits sechs Millionen Deutsche 
profitieren. 
In 25 Jahren nach Einführung des EStG § 
8 haben smarte Start-ups wie beispiels-

weise die Spendit AG in München eine 
aufladbare Kreditkarte entwickelt, die es 
auch kleinen Unternehmen erlaubt, ein-
fach und schnell vergünstigte Sachbezüge 
zu gewähren. Der Arbeitnehmer kann sein 
Budget frei wählbar in Restaurantbesu-
chen oder Lebensmitteln, Kleidung oder 
Benzin einlösen. Um den Sachbezug zu si-
chern, sind Bargeldabhebungen und Ver-
knüpfungen zu Online Konten wie PayPal 
nicht möglich. Gleichzeitig wird die Ver-
waltung digitalisiert und lässt sich einfach 
abwickeln – das spart den Arbeitgebern 
Zeit und Geld für die Administration. Drei 
Millionen Arbeitnehmer nutzen diese in-
novative Lösung.
Der Referentenentwurf möchte das jetzt 
ändern. Obwohl die Rechtsprechung die 
Gültigkeit als Sachbezug immer wieder be-
stätigte, wird per Gesetz neben Neuerun-
gen zur „Förderung der Elektromobilität“ 
die Geldkartenlösung in einem Abwasch 
gestrichen. Der Entwurf liegt bis zum 
05.06.2019 den Verbänden zur Äußerung 
vor, bevor ihn Bundesrat und Bundestag 
zur Bewilligung prüfen. Die Gesetzes-
änderung zielt darauf ab, lediglich Gut-
scheine als Sachbezug zu kategorisieren, 
das heißt per Definition muss der Gut-
schein-Ausgeber ebenso Waren-Ausgeber 
sein. Eine Entscheidung, die in Konse-
quenz den Mittelstand doppelt belastet.
Zum einen entfällt die vereinfachte Ver-
waltung. Die Gewährung des Steuer-
vorteils für Angestellte von kleinen und 
mittelständischen Unternehmen und auch 
Start-ups wird dabei erschwert, denn sie 
sind auf einfache, digitale Lösungen auf-
grund knapper Kapazitäten angewiesen.  
Zum anderen geht der Absatz von 44 Euro 
pro Monat am Mittelstand vorbei. Arbeit-
geber können, um attraktive Benefits zu 
gewähren, die Vorteile eines Gutscheins 
von Amazon dabei nicht außer Acht las-
sen, denn hier hat der Arbeitnehmer die 

größte Auswahl. Bei drei Millionen Karten-
nutzern spielt das Bundesministerium für 
Finanzen Amazon unbeabsichtigt den 
Joker für eine Summe von 125 Millionen 
Euro pro Monat zu. Das sind mindestens 
1,5 Milliarden Euro pro Jahr, die nicht in 
den lokalen Einzelhandel fließen. 
Deutschland braucht einen starken Mittel-
stand, um langfristig seine Position in der 
Wirtschaft behaupten zu können. Das 
Steuerrecht muss dabei seinen Beitrag 
leisten, kleine und junge Unternehmen 
nicht zu benachteiligen. Beschneidet 
man dabei Fortschritte in der Digitali-
sierung, geht das auf Kosten der Klein-
unternehmen. Einen derartigen absurden 
Rückschritt können wir uns im Denken für 
ein starken Standort Deutschland nicht 
erlauben.
Felix Hänsler ist seit Januar 2014 für die 
SÜDVERS Vorsorge GMBH tätig. Er ist 
als Leiter der Vorsorge bundesweit ver-
antwortlich und übernimmt neben seinen 
Führungsaufgaben auch die Betreuung 
ausgewählter Kunden. Als Trainer und 
Dozent für die Bereiche praxisorientiertes 
Finanzrechnen und betriebliche Altersver-
sorgung ist er ein gefragter Referent in 
der Branche.

Markus Reich,  

reich@mit-emmendingen.de,  

www.mit-emmendingen.de  

Felix Hänsler

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Mannheim

MIT Mannheim gratuliert 
Alexander Fleck zum Einzug in 
den Gemeinderat

Bei den Kommunalwahlen am 26. Mai 
2019 schaffte der Kreisvorsitzende der 
MIT Mannheim, Alexander Fleck, den 
Sprung in den Mannheimer Gemeinderat.
Der 41-jährige Jurist engagiert sich 
seit 1997 für die CDU u.a. als Orts-
vorsitzender, Bezirksbeiratssprecher, 
Kreisvorstandsmitglied, Bezirksjustiziar 
u.v.m. In die MIT trat er 2002 ein und 
arbeitet seit diesem Zeitpunkt in den ver-
schiedensten Gremien der Vereinigung 
mit. 2014 übernahm er den Mannheimer 
Kreisvorsitz.
Ehrenamtlich engagiert sich Fleck 
im vorpolitischen Raum als Kreisvor-
sitzender des Volksbundes Deutscher 
Kriegsgräberfürsorge, in der Hospiz-
bewegung, seiner Heimatpfarrei, in 
Gesangsvereinen und der Mannheimer 
Fasnacht.

„Auch wenn die CDU gerade schwierige 
Zeiten durchlebt, so bin ich überzeugt 
davon, dass wir die Bürgerinnen und Bür-
ger wieder für uns gewinnen können. Wir 
müssen ihnen zuhören und bürgernahe 
Politik machen“, so Fleck, „deshalb müs-
sen wir raus in die Vereine und Stadtteile 
gehen und Präsenz zeigen. Die Zeiten, in 
denen es gereicht hat, Politik in Hinter-
zimmern zu machen, ist längst vorbei.“
Fleck sieht zahlreiche Aufgaben in der 
Kommune zu bewältigen. „Wir brau-
chen einen Ausbau der Kinderbetreuung 
zur Steigerung der Attraktivität unse-
rer Stadt für junge Familien; ein aus-
gewogenes Verkehrskonzept, das allen 
Verkehrsteilnehmern Rechnung trägt 
und gleichzeitig einen Beitrag zum 
Umweltschutz bietet; Grünflächen mit 
Naherholungs- und Freizeitwert, ein aus-

gewogenes kulturelles Angebot und eine 
saubere und sichere Stadt, in der wir uns 
wohlfühlen.“
Die MIT Mannheim gratuliert Alexander 
Fleck zum Einzug in das Lokalparlament 
und wünscht ihm ein glückliches Händ-
chen sowie viel Erfolg beim Einsatz für 
die Mannheimerinnen und Mannheimer 
sowie dem örtlichen Mittelstand.

Alexander Fleck,  

alexander-fleck@t-online.de,  

www.mit-mannheim.de  

 Alexander Fleck

Aus den Kreisen & Bezirken
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Die CDU in der Kommunikationsfalle

Über politische Kommunikation 
nach dem Fall Rezo

Der YouTuber Rezo gewann bis Mai 2019 
seine Follower in den sozialen Netz-
werken hauptsächlich durch das Ver-
öffentlichen von seichten Musik- und 
infantilen Blödel-Videos. Doch wenige 
Tage vor der Europawahl 2019 poste-
te er ein fast einstündiges Video mit 
dem Titel „die Zerstörung der CDU“. Zu 
Redaktionsschluss hatte es, laut Zäh-
ler auf der Webseite, über 13 Millionen 
Aufrufe. Zum Vergleich: Die Tagesschau 
wird regelmäßig von über neun Millionen 
Menschen gesehen, die Bildzeitung er-
reicht knapp zwei Millionen.
Diese Zahlen zeigen sowohl das Potential 
als auch die Macht digitaler Influencer 
auf die reale Welt. Mit den Jugendlichen, 
die über YouTube-Videos und Instag-
ram-Fotos Meinungen, Ratschläge und 
Unterhaltung servieren, hat sich eine 
geschäftstüchtige Industrie entwickelt. 
Influencer sind die Stars der Neuzeit und 
verdienen ihr Geld, indem sie ihren meist 
jungen Followern das Bild eines virtuel-
len Freundes suggerieren und erhaltene 
Zuneigung mit Werbung erwidern. Auch 
hinter Rezo steckt mit TubeOne bzw. 
Ströer Media ein Anbieter für professio-
nelle Media-Kampagnen „für die Genera-
tion Y“. Ein Schelm, wer hinter dem durch 
alle Medien diskutierten Zerstör-Video 
nicht auch ein kommerzielles Interesse 
vermuten würde.

Rezos bedenkliche Einstellung zur 
Meinungsfreiheit
In seinem Zerstör-Video, wobei „zer-
stören“ im YouTube-Sprachstil das argu-
mentative Besiegen eines Gegners be-
deutet, attackiert Rezo hauptsächlich die 
CDU. Er stellt im Verlauf des Videos eini-
ge Behauptungen auf, bleibt jedoch kon-
krete Belege meist schuldig. Mehr noch, 
er verkürzt und vereinfacht Zusammen-
hänge und stellt seine (moralische/politi-
sche) Sichtweise als einzig richtige dar, so 
als würden klar existierende Fakten keine 
andere Interpretation zulassen. Beispiel: 

Die gesamte soziale Ungerechtigkeit in 
Deutschland sei „nüchtern betrachtet 
das Ergebnis vom Kurs der CDU“.
Gefährlich und entlarvend ist besonders 
ein Satz, der gleichzeitig die grüne Moral 
wunderbar umschreibt: „Es geht nicht 
um verschiedene legitime politische Mei-
nungen, sondern es gibt nur eine legitime 
Einstellung.“ Wenn er sagt, dass es beim 
Klimawandel keine zwei Meinungen gibt, 
disqualifiziert er sich für jedweden poli-
tischen und wissenschaftlichen Dialog. 
Dies gilt auch für seinen Aufruf nach 
„mehr Radikalität in der Klimadebatte“ 
– von Fakten, Kompetenz und Vernunft 
scheint er offensichtlich nichts zu hal-
ten. Aber das musste er auch gar nicht, 
denn die Wirkung des Videos entsteht 
viel mehr durch Unterhaltungswert und 
Emotionalisierung als durch fachlich kor-
rekten Inhalt.

CDU ist ein leichtes Opfer
Genau hier liegt das Kernproblem der 
CDU: Es geht bei der Entwicklung, die wir 
derzeit erleben, nicht um faktenbasierte 
Sachthemen oder zu diskutierende Aus-
legungsfragen. Es geht auf der einen 
Seite um eine empfundene Ungerechtig-
keit junger Menschen, die das subjekti-
ve Gefühl äußern, nicht verstanden und 
nicht ernstgenommen zu werden. Auf 
der anderen Seite ist die CDU derzeit 
das staunende Opfer des grünen „As-
troturfing“, also von gesteuerten Aktio-
nen der politischen Wettbewerber, die 
vortäuschen sollen, dass sich Bürger aus 
Eigeninitiative zusammenfinden, um für 
ein Anliegen zu demonstrieren. Dies gilt 
für „Fridays for Future“ genauso wie für 
Rezo und die spontanen „70 YouTuber 
für Rezo“. Vieles von dem, was wir sehen, 
ist akribisch geplant und professionell 
ausgeführt.
Bereits die Ausgangslage war ideal für 
einen medialen Paukenschlag gegen 
die Partei: Das Timing vor der Wahl ließ 
der CDU keine Chance, adäquat zu re-

agieren und selbst wenn, so hätte sie 
mangels Vernetzung in der digitalen 
Community auch niemals die Möglich-
keit gehabt, wirkungsvoll zurückzu-
schlagen. Rezo andererseits steckte 
all seine jahrelange Erfahrung aus der 
Erstellung von Unterhaltungsvideos in 
den Zerstör-Clip und konnte – sicher-
lich mit Unterstützung seines PR-kun-
digen Managements – hohe Klickraten 
durch seine Follower und sein Netz-
werk erwarten. Die weitere Bekannt-
machung des Clips erfolgte dann durch 
die Medien, die nur allzu gern als 
skandalwitternde Helfershelfer fun-
gierten. Ab diesem Moment nahmen 
Rezos Follower jeden Angriff auf ihn 
auch als Angriff auf sich selbst wahr, 
was eine breite Debatte über sachliche 
Inhalte automatisch unmöglich machte.

CDU-Kommunikation ist antiquiert 
und ängstlich
Anstatt auf Basis dieses Wissens die 
Grundregeln moderner digitaler Marken-
kommunikation zu berücksichtigen, warf 
die CDU Rezo in einer ersten Panik-Re-
aktion Halbwahrheiten und ungerechte 
Anschuldigungen vor. Damit mag die 
CDU zwar rechtgehabt haben, doch 
war genau das die Falle, die ihr der You-
Tuber gestellt hatte. Dies erkannte die 
CDU-Spitze und begann dann keine 
24 Stunden später, sich ihm fast schon 
unterwürfig mit der Bitte anzubiedern, 
man möge sich doch kommunikativ auf 
Augenhöhe begegnen. Eine Reaktion, die 
öffentlich und medial zurecht als kom-
munikativer Offenbarungseid und poli-

Bastian Atzger

Aus den Kreisen & Bezirken
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tische Selbsterniedrigung des Führungs-
personals wahrgenommen wurde.
Derartige Kommunikationsversuche 
sind von vorneherein zum Scheitern 
verurteilt. Aktivisten wie Rezo sind 
selten an einer inhaltlichen Debatte 
interessiert, da sie ganz andere, oft 
wirtschaftliche, Interessen verfolgen. 
Sie verwenden flache Plattitüden vor 
dem Hintergrund ihrer einfachen Welt-
anschauung und werden diese auch bei 
noch so guten Gegenargumenten nicht 
ablegen. Außerdem ist Rezo nicht der 
Urheber der in seinem Video artikulier-
ten Vorwürfe. Diese kursieren schon 
seit längerem in diversen linken Blasen 
und selbst wenn es der CDU gelänge, 
Rezo verbal in die Enge zu treiben, dann 
würden, wie geschehen, andere You-
Tuber seinen Platz einnehmen. Dieser 
Kampf gegen virtuelle Windmühlen 
ist ohne eigene Netzwerke nicht zu 
gewinnen.
Auch muss die CDU eines verinnerlichen: 
Rezos gibt es viele in den sozialen Me-
dien. Aber noch größer ist die Herde 
derer, die aus Ideologie oder Leicht-
gläubigkeit Influencern folgen und jeden 
Shitstorm unreflektiert weitertragen. 
Dazu kommt eine politisch tendenziö-
se Medienlandschaft, die konsequent 
konservative Positionen torpediert und 
links-initiierte Shitstorms zu größten 
Skandalen hochstilisiert. Auch verzichten 
Medien zumeist auf eine Prüfung, ob die 
Klick-Angaben einer Webseite der Wirk-
lichkeit entsprechen. In einer Zeit, in 
der tausende Klicks nur ein paar Euro 
kosten, ist das eine fragwürdige journa-
listische Leistung. Die CDU wäre somit 
gut beraten, sich auch unabhängig von 
Shitstorms und ideologisch gefärbten 
Medienberichten zu überlegen, wie sie 
ihre Politik und ihre Kommunikation aus-
richten will.

Strategien für eine neue politische 
Kommunikation
Die CDU muss umgehend eine radikale 
Modernisierung und Professionalisie-
rung ihrer Kommunikation einleiten. 
Grundlage dafür ist, dass sie ihre Wähler 
und ihre eigene Basis wieder als Ziel-
gruppe identifiziert und sich spürbar an 
deren Bedürfnissen orientiert. Das kön-
nen ethische Werte sein, politische Ziele 
oder Wünsche die Parteiführung be-

treffend. Wie sehr jedoch die CDU-Spit-
ze vom Empfinden der Basis und der 
CDU-nahen Öffentlichkeit entfernt ist, 
zeigte sich beispielsweise durch die Wahl 
von AKK zur Parteichefin, nachdem zahl-
reiche Parteitage auf Kreisebene für 
Merz votierten.
Auf der Basis der Bedürfnisse und Er-
wartungen ihrer Zielgruppe müssen dann 
attraktive, nachvollziehbare und konsis-
tente Botschaften ausgesendet werden. 
Hierzu darf die CDU nicht jeder Mode 
hinterherrennen, denn sie wird niemals 
bei den Kernthemen ihrer Wettbewerber 
eine höhere Glaubwürdigkeit erlangen 
als diese selbst. Vielmehr muss sie mo-
derne kommunikationsstrategische An-
sätze verinnerlichen, inhaltliche aber vor 
allem auch moralische Angriffsflächen 
beim politischen Gegner identifizieren 
und auf diese relevant, unterhaltsam und 
emotional reagieren.
Politiker halten sich gerne für die bes-
seren Marketing-Fachleute, doch hat 
nicht zuletzt der Wahlkampf zur Europa-
wahl gezeigt, dass hier noch immer mit 
sehr rudimentären Kenntnissen heran-
gegangen wird. Die Partei muss weg von 
Newslettern und standardisierten Posts 
auf allen Kanälen und hin zu einer erleb-
baren Marken-Persönlichkeit und Sto-
rytelling. Unterschiedliche Plattformen 
müssen adäquat bespielt werden, so dass 
die CDU in der Wahrnehmung der Wäh-
ler ein kompetentes, authentisches und 
lebensnahes Marken-Image erhält.

Inhaltliche Stärke und kommunikative 
Kompetenz nötig
Ein dritter und letzter Hinweis aus den Leh-
ren des politischen Marketings betrifft im 
Besonderen die junge Generation. Diese 
liest keine elfseitigen PDFs und sucht nicht 
nach Faktenchecks. Wenn die CDU die Ju-
gend inhaltlich und emotional erreichen 
will, ist sie dringend aufgefordert, eigene 
(virtuelle) Netzwerke zu entwickeln und 
zeitgemäße Influencer aufzubauen. Auf-
bauen wohlgemerkt, nicht einkaufen, denn 
bezahlte Influencer relativieren in der sen-
siblen Wahrnehmung der sozialen Netze 
die Authentizität und nur mit glaubwürdi-
gen Markenbotschaftern ist die Partei vor 
zukünftigen virtuellen Angriffen geschützt. 
Wobei es hier keinen hundertprozentigen 
Schutz geben kann, denn Wahrnehmung 
und Sympathie einer Marke gegenüber 
sind stets subjektiv und daher nicht rational 
erklärbar.
Der Fall Rezo zeigt jedoch, dass inhaltliche 
Positionierung und politische Kommunika-
tion anstrengend sein können und von den 
Handelnden ein ordentliches Maß an Mut 
und Selbstbewusstsein erfordern. Aber 
korrekt ausgeführt, eröffnen sie neue und 
spannende Wege für politisches Handeln. 
Ob das derzeitige CDU-Führungspersonal 
hierzu willens und fähig ist, wird sich in den 
nächsten Monaten zeigen.

Bastian Atzger,  

bastian.atzger@mit-wueho.de,  

www.mit-wueho.de  

Aus den Kreisen & Bezirken
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MIT Karlsruhe-Stadt

Mitarbeiter: Ohne sie geht es nicht!

In der heißen Phase des Europa- und Kommunalwahlkampfes lud 
die MIT Karlsruhe-Stadt am 17. Mai zur Podiumsdiskussion in den 
Blauen Reiter in Durlach. Thema war Mitarbeitergewinnung und 
Mitarbeitermotivation. 
Zu der Veranstaltung unter dem Titel „Erfolg entsteht durch In-
formation und Kommunikation“ kamen rund 50 Gäste.  Mode-
riert wurde die Veranstaltung durch die Kreisvorsitzende Inka 
Sarnow. Das Podium war mit der Staatssekretärin im Wirtschafts-
ministerium, Katrin Schütz, mit Svenja Dischler, verantwortlich für 
Marketing und Mitarbeiterbindung im vielfach ausgezeichneten 
Gastgeber, dem Hotel Blauer Reiter, und mit Stadtrat Detlef Hof-
mann, Bundestrainer der Kanuten, selbst ehemaliger Olympia-
sieger und ein Spezialist für Motivation, hochkaratig besetzt.
Karsten Lamprecht, erfolgreicher Unternehmer, Handwerk-
meister und Fraktionsvorsitzender der CDU-Ortschaftsrats-
fraktion in Karlsruhe-Neureut, konnte zahlreiche Gäste be-
grüßen. Darunter auch die Stadträte Dr. Klaus Heilgeist, Johannes 
Krug und Dr. Thomas Müller. 
Staatssekretärin Katrin Schütz gab einen kurzen Überblick. Sie 
verdeutlichte die Herausforderungen, vor denen viele kleine und 
mittlere Unternehmen stehen, anhand einiger Zahlen. So ver-
lassen zwei Drittel der im Handwerk ausgebildeten Fachkräfte 
dieses im Laufe ihres Erwerbslebens wieder. Gute ein Drittel 
der Handwerksbetrieb stehen vor der Übergabe, bei vielen feh-
len Nachfolger. Dazu bleibt die unvermeidliche Digitalisierung 
eine große Herausforderung, was gerade für kleine Handwerks-
betriebe eine Bedrohung darstellt.

(Von links) Detlef Hofmann, Svenja Dischler, Katrin Schütz, Inka Sarnow

Aus den Kreisen & Bezirken
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Das Land versucht mit einer Vielzahl von Maßnahmen die-
sen Herausforderungen entgegen zu treten. So gibt es 
Digitalisierungshilfen, -prämien und -lotsen, mit denen Betriebe 
entlastet werden sollen.
Beim Problem der Mitarbeiterförderung und -fortbildung setzt 
man auf Lernfabriken, die nicht nur die Auszubildenden stärken, 
sondern auch im Rahmen von vermehrten Fortbildungen Betriebe 
und Mitarbeiter an die Digitalisierung heranführen. Durch den 
Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI) in den Arbeitsagenturen 
versucht man inzwischen Unternehmen und Arbeitssuchenden 
zusammenzubringen. Zugleich wurden weitere Programme auf-
gelegt, um schlecht ausgebildete Kräfte weiter zu qualifizieren, 
z. B. der Passiv-Aktiv-Tausch, was erste Früchte trägt, denn auch 
deswegen geht seit einiger Zeit die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
zurück. 
Trotzdem stehen in Baden-Württemberg aktuell 9000 offene 
Stellen im Ausbildungsbereich 1000 Suchenden gegenüber. Um 
diesen Fachkräftemangel halbwegs zu bekämpfen, bedarf es von 
Seiten der Betriebe, der Politik auf allen Ebenen aber auch von 
Seiten der Arbeitssuchenden und Mitarbeiter noch verstärkter 
Anstrengungen.
Svenja Dischler gab Einblick, wie der Blaue Reiter, seit Jahren 
eines der besten Tagungshotels Deutschland, als Familienbetrieb 
der Familie Fränkle seit 2003 erfolgreich Mitarbeiterförderung 
betreibt. In der Hotellerie sind motivierte und gut ausgebildete 
Mitarbeiter entscheidend, um in der Topliga mitzuspielen. Des-
wegen hat der Blaue Reiter ein eigenes Konzept zur Mitarbeiter-
förderung entwickelt, das auf 7 Säulen setzt. Diese fußen auf 
gesundheitsfördernden Maßnahmen, auf der Sicherheit für die 
Mitarbeiter hinsichtlich der Arbeitsvertragsgestaltung, so er-
hält z. B. jeder nach der Ausbildung einen unbefristeten Arbeits-
vertrag, einer Wissensvermittlung durch kontinuierliche Fort-
bildungsmaßnahmen z. B. individuelle Lernförderung in Spanisch 
oder für Zimmermädchen auch in Deutsch, auf einer flexiblen 
Freizeitgestaltung mit mindestens einem freien Wochenende im 
Monat, was in der Hotellerie keine Selbstverständlichkeit ist, auf 
einem sozialen und vertrauensvollen Unternehmensklima mit 

regelmäßigen Gesprächen oder auch gemeinsamen Essen, den Fi-
nanzen mit übertariflichen Verträgen, Auszubildende verdienen 
z. B. über 1000 Euro im Monat, und nicht zuletzt auf Extras wie 
Family- und Friendsraten. Das Erfolgsrezept des Blauen Reiters 
ist es, die Entwicklung, Wertschätzung und den Zusammenhalt 
der Mitarbeiter in den Mittelpunkt zu stellen und so qualifizierte 
Mitarbeiter langfristig an sich zu binden, wie Svenja Dischler ab-
schließend unterstrich.
Für den Bundestrainer und Leiter des Olympiastützpunktes der 
Kanuten, Detlef Hofmann, steht der Leistungssport vor ähnlichen 
Problemen wie die Wirtschaft. Für die Nachwuchssportler ist heute 
die Ablenkung weit größer, anders als früher kann man nichts mehr 
als selbstverständlich voraussetzen. In solch einem Umfeld wird die 
Motivationsleistung der Trainer immer wichtiger, zumal Kanurenn-
sport eine extrem trainingsintensive Sportart ist. Hier muss man an 
die physischen und psychischen Grenzen gehen.
Hofmann scheute sich nicht festzustellen, dass es heute vielen 
Jugendlichen an Leistungsbereitschaft fehlt. Grund hierfür sei 
eine zunehmende gesellschaftliche Tendenz, Leistung abzu-
werten. Manche, auch unter den politischen Mitbewerbern, leh-
nen geradezu eine Bestenauslese ab, sei es in der Schule, sei es 
beim Sport oder sei es ganz allgemein. Der heftige Beifall, den 
er für diese offenen Worte erhielt, zeigt, dass er nicht nur hier 
den Anwesenden aus dem Herzen sprach. Die arbeitende Mitte 
der Gesellschaft, Arbeitgeber, Selbstständige wie Arbeitnehmer, 
wird gerade in der aktuellen politischen Debatte viel zu oft ver-
gessen, zum Nachtteil unserer gesamten Gesellschaft.
Was macht nun ein Bundestrainer, um mit solchen Entwicklungen 
zurecht zu kommen und weiterhin Sportler in die Weltspitze 
zu bringen? Anders als früher sucht man gezielt nach Kräften, 
man bietet eine Art „Schnupperkurs“ im Rheinhafen an, geht in 
Schulen und bietet Schulungen an, auch wenn vereinzelt Schul-
leitungen aus falschverstandenen pädagogischen Motiven ver-
bieten, hier eine Bestenauslese durchzuführen, denn es „geht 
nicht, dass einige meiner Schülerinnen und Schüler keine Me-
daille bekommen“, wie ein darob sichtlich irritierter Detlef Hof-
mann zu berichten wusste. Und natürlich hilft gegen Ablenkung 

Aus den Kreisen & Bezirken
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und Reizüberflutung am Ende nur, dass es keine Handys im Trai-
ning oder im Trainingslager gibt. „Wenn ich erfolgreich sein will, 
muss ich auch auf gewisse Dinge verzichten“, so der erfolgreiche 
Kanubundestrainer.
Die anschließende Debatte mit dem Publikum, aber auch zwi-
schen den Podiumsteilnehmern, war lebhaft. So wurde darauf 
hingewiesen, dass es im Land so ist, dass die großen Unter-
nehmen bei der Mitarbeitergewinnung weniger Probleme haben, 
auch weil sie mehr bieten können. Die kleinen haben hier Proble-
me und oft genug verlieren sie deshalb ihre selbst ausgebildeten 
Fachkräfte. 
Svenja Dischler verwies darauf, dass dagegen auch helfe, wenn 
der Maßnahmenmix stimme und man flexibel auf individuelle 
Bedürfnisse eingehe. Auch verwies sie darauf, dass es in ihrem 
Haus flache Hierarchien gibt und man aktuell 7 Azubis habe. 
Auch Flüchtlinge böten Potential, hier müssten aber auch auf-
enthaltsrechtliche Voraussetzungen erfüllt sein. Ein Punkt, dem 
auch andere aus dem Publikum zustimmten und hier die Politik 
gefordert sahen. 
Katrin Schütz berichtete, dass auch das Ministerium sich in einem 
zunehmenden Wettbewerb um die guten Köpfe befinde und dass 
bei Unternehmen eben erst der Fachkräftemangel dazu geführt 
habe, dass sie heute für diesbezügliche Programme des Landes 
offen wären. So setzte man z. B. bei den Älteren an, bei denen 
es oft um psychische Probleme oder etwa das Massenleiden 
Rückenschmerzen ginge. Für viele Arbeitnehmer sei inzwischen 
die Work-Life-Balance sehr wichtig. Dazu gehört, dass nicht nur 
viele Mütter, sondern inzwischen auch Väter zunehmend Familie 
und Beruf unter einen Hut bringen wollen. Auch hier seien Unter-
nehmen gefordert.
Bei diesem Punkt wurde der Bundestrainer Detlef Hofmann noch 
einmal sehr deutlich. Für ihn sind heute „viele verweichlicht“, 
stimmte aber manchen im Publikum zu, dass viele Eltern wieder 
leistungsbewusster würden, was gesellschaftlich aber noch kaum 
Niederschlag fände, wie nicht zuletzt an der Debatte um Schul-
schwänzen im Zusammenhang der „Fridays for Future“-Demos 
zu sehen sei. Mehrere Beiträge aus dem Publikum forderten hier 
die Politik im Allgemeinen und die Schulen im Besonderen dazu 
auf, den Erziehungsbeitrag der Eltern verstärkt einzufordern. 
Einer Forderung, der sich auch Hofmann anschloss: „Es geht eben 
nicht, dass man das Kind abgibt und die Schule repariert dann. 
Wir müssen hier wieder stärker die Partnerschaft zwischen Eltern 
und Lehrer fördern.“
Staatssekretärin Schütz antwortete darauf, dass man nicht hier 
nur im Wirtschaftsministerium vieles unternehme, aber als 
CDU eben auch durch den grünen Koalitionspartner und den 
Koalitionsvertrag gebunden sei.
Letztlich gab es ausgehend vom Fachkräfte- und Auszu-
bildendenmangel eine kleine Bildungsdebatte. Der Wegfall der 
verbindlichen Grundschulempfehlung wurde ebenso als Problem 
identifiziert wie die Gefahr, dass die duale Ausbildung genauso 
schlecht geredet wird, wie zuvor die Hauptschule. Bei Ausbildung 
und Schule, bei Mitarbeitern wie Betrieben gibt es immer noch 
viel Positives, aber es ist eben unbestreitbar, dass die Unter-
schiede wachsen.
Zuletzt benannte Katrin Schütz noch eine weitere Heraus-
forderung. Es ist das Problem der Sprache bei einer ganzen Reihe 

von Flüchtlingen, denn wenn nur partieller Analphabetismus 
herrsche, kämen letztlich nur Hilfsjobs in Frage, Jobs, die von 
Digitalisierung und Automatisierung besonders bedroht seien. 
Aber auch bei Deutschen sei dieses Problem, wenn auch in gerin-
gerem Umfang, vorhanden.
Am Ende fasste Johannes Krug die lebhafte Diskussion auf dem 
Podium und mit und in dem Publikum zusammen. Es habe sich 
gezeigt, dass es letztlich um zwei große Problemkreise gehe, die 
zusammengehörten. Denn neben dem Fachkräftemangel fehle es 
auch öfters an Leistungsbereitschaft bzw. Leistungswille. Beides 
versuchen Verbände und Politik, z. B. die Landesregierung mit 
zahlreichen Programmen, anzugehen, aber es bedürfe von allen 
Seiten, gerade von Politik und Gesellschaft, noch vermehrter An-
strengungen. Das Thema wird uns auch in Zukunft begleiten.
Die stellvertretende Kreisvorsitzende Simone-Maria Brunner 
lud anschließend zum Büffet ein, bei dem die Gespräche munter 
weitergingen, so blieb auch Staatssekretärin Katrin Schütz noch 
lange dabei. Erst gegen 23.30 Uhr strich dann der harte Kern die 
Segel. Für den MIT-Kreisvorstand steht fest, dass man mit einer 
Themenveranstaltung auch in einem herausfordernden Wahl-
kampfklima erfolgreich sein kann, wie der Abend bewies, auch 
wenn solche Veranstaltungen viel Einsatz kosten. Aber Leistungs-
bereitschaft ist eben keine Einbahnstraße.

Johannes Krug, 

 johanneskrug@web.de,  

www.mit-karlsruhe.de  
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MIT Stuttgart

7. Stuttgarter Wirtschaftsgespräche

Der Kreisverband der MIT Stuttgart 
lud zu den 7. Stuttgarter Wirtschafts-
gesprächen in die V.I.P. Lounge der 
Landesmesse ein.
Rund 70 Gäste folgten der Einladung.
Zum Thema „Innovation als Motor des 

Mittelstands“ hielt Prof. Dr. Konrad Saur, 
Vorstand für den Bereich Innovation und 
Technologie bei Trelleborg, einen interes-
santen Vortrag.
Zu Beginn der Veranstaltung begrüßte 
der Kreisvorsitzende Dr. Carl-Christian 

Vetter die zahlreichen Gäste, darunter 
Ulrich Bauer, Bezirksvorsitzender von 
Nordwürttemberg. Im Anschluss an die 
Begrüßung fand eine Gedenkminute zum 
Tod von Ute Dick, der Pressesprecherin 
des Kreisverband Stuttgart, statt.

Aus den Kreisen & Bezirken

Prof. Dr. Konrad Saur Gut besuchte 7. Stuttgarter Wirtschaftsgespräche



25

Auch Roland Bleinroth, Geschäftsführer 
der Landesmesse Stuttgart, begrüßte die 
Besucher. Er gab einen kurzen und span-
nenden Einblick in die bereits getätigten 
und noch anstehenden Innovationen auf 
dem Gebiet der Messewirtschaft. „Große 
Unternehmen können mit eigenen Büros 
auf der ganzen Welt vertreten sein“, sagte 
Roland Bleinroth. „Kleine Firmen können 
dies nicht und dafür gibt es Messen, um 
Menschen zusammen zu bringen. Wir ver-
stehen uns als Wirtschaftsförderung“.
„Warum brauchen wir Innovationen?“, frag-
te Prof. Saur als Einstieg in seinen Vortrag 
sein gespanntes Publikum. „Weil es nicht 
die Stärksten sind, auch nicht die Intelli-
gentesten, sondern diejenigen, die sich 
anpassen können, die überleben“, zitierte 
er Darwin. Innovationen seien wichtig für 
das Image eines Unternehmens, um sich 
gegen Wettbewerber zu schützen und um 
Effizienzsprünge zu ermöglichen. Im Fol-
genden wurde erörtert, was unter Innova-
tionen verstanden werden kann. Dabei kam 

Prof. Saur auch immer wieder auf Elektro- 
und Verbrennungsmotoren zu sprechen.
„Ich glaube nicht, dass der Elektromotor 
die Lösung ist. Die Elektromobilität ist 
eine Brückentechnologie, eine Übergangs-
lösung, bis die Wasserstofftechnik kommt“, 
so der Diplom-Kaufmann, der seine Zweit-
promotion am berühmten MIT (Massachu-
setts Institute of Technology) in Cambridge 
in den USA abgeschlossen hat.
Mehrere Besucher stellten Prof. Saur nach 
dessen Vortrag Fragen, bevor Dr. Vetter 
zum Schlusswort überging und dabei be-
kannt gab, dass er zukünftig mehr Arbeit in 
der Fraktion übernehme und deshalb das 
letzte Mal als Kreisvorsitzender zur Ver-
fügung stehe.
Der Abend klang bei einem gemütlichen 
Barbecue mit der untergehenden Sonne auf 
den Dächern der Landesmesse aus.

Redaktion Wifo,

wifo@mit-bw.de,

www.mit-bw.de  

Aus den Kreisen & Bezirken

Dr. Christian Vetter begrüßt die Gäste Roland Bleinroth bei seinem Grußwort

(Von links) Dr. Christian Vetter, Prof. Dr. Konrad 
Sauer, Roland Bleinroth

Prof. Dr. Konrad Saur mit Dr. Christian Vetter 
beim Schlusswort

Roland Bleinroth im Gespräch mit Dr. Christian 
Vetter

Angeregte Diskussionen schon vor Beginn des Vortrags
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MIT Göppingen

Die MIT zu Gast beim weltweit größten 
Hersteller von Pressen

Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung Kreis Göppingen besuchte 
eines der ältesten Göppinger Industrie-
unternehmen, das schon seit dem 17. 
Jahrhundert dort ansässig ist.
Begonnen hat der MIT-Mittagsstamm-
tisch im Restaurant Werk 4, im ehe-
maligen Drehmaschinenherstellungs-
gebäude der Firma Böhringer. Neben 
einer ausgestellten Drehbank zu speisen 
war für viele schon ein außergewöhn-
liches Erlebnis.
Anschließend stellte im Schuler Werk 
die Personalchefin der Schuler Group, 
Frau Dr. Martina Lambeck, die neu-
esten Firmentechnologien im obersten 
Stockwerk des neuen Schuler Innova-
tion Tower vor. Die MIT erfuhr, dass 
die Familie Schuler im Jahre 1839 noch 
eine Schlosserwerkstatt dazukaufte, 

die mit anfänglichen Mostpressen für 
die Landwirtschaft begonnen hat, und 
schließlich mit Autopressen zum Welt-
marktführer wurde. Aktuell beschäftigt 
die Schuler Group 6.600 Mitarbeiter in 
40 Ländern. Alleine in Göppingen sind 
1.400 Mitarbeiter beschäftigt.
Zwischendurch gab es einen Rundgang 
durch die Produktionsstätten, wo man 
einen Einblick bekommen konnte, wie 
aktuell Kundenaufträge abgewickelt 
werden.
Zurück im Tower wurde die MIT-Delega-
tion in die neue Industrieplattform 4.0 
eingeführt.
Unter anderem wurde durch das Auf-
setzen einer Computermaske die neue 
Möglichkeit gezeigt - in Echtzeit - sich in 
der laufenden Presse alle beweglichen 
Teile anzuschauen.

Mit dem neuen virtuellen-System MSP 
400 kann die Person die Presse von 
allen Seiten betrachten und sogar den 
bewegenden Prozess des Pressvorgangs 
verfolgen. Der „Digitale Zwilling (Digi-
tal Twin)“ bietet die Möglichkeit, sämt-
liche Funktionen einer Schuler-Anlage 
am Computer zu simulieren.
Der Digitale Zwilling bildet die Voraus-
setzung zur Realisierung einer in-
telligenten Fabrik. Schuler nutzt die 
Technologie schon seit vielen Jahren 
zur Prozesssimulation etwa bei Servo-
pressenlinien. Sie bietet aber auch die 
Möglichkeit zur virtuellen Inbetrieb-
nahme, um Software vorab zu testen 
und auf die Bedürfnisse des Kunden an-
zupassen. Dadurch lassen sich Anlagen 
schneller hochfahren, die Inbetrieb-
nahmezeit verkürzen und die geplanten 

Eine spannende Führung für die MIT-Mitglieder

Aus den Kreisen & Bezirken
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Stückzahlen schneller erreichen.
Der MIT-Kreisvorsitzende Eduard Frei-
heit bedankte sich beim Ausklang mit 
einem netten Geschenk an Frau Dr. 

Lambeck und die MIT-ler waren über die 
neuen innovativen Eindrücke zutiefst 
beindruckt.

Eduard Freiheit,  

info@freiheit-consulting.de,  

www.mit-gp.de  

Mit der Computermaske auf der Reise durch die Presse

Aus den Kreisen & Bezirken

Schuler bietet als Technologie- und 
Weltmarktführer in der Umformtechnik 
Pressen, Automationslösungen, Werk-
zeuge, Prozess-Know-how und Service 
für die gesamte metallverarbeitende 
Industrie und den automobilen Leicht-
bau. Er liefert in allen Bereichen der 
Umformtechnik ein breites Spektrum 
innovativer Produkte und Lösungen: 
Von mechanischen und hydraulischen 
Pressensystemen, Transfer- und Tryout-
pressen, Automationseinrichtungen, 
Werkzeugen, Schnellläuferpressen 
sowie Systemen zur Massivumformung 
bis hin zu Innenhochdruckumformung 
und Formhärten. Zu den Kunden ge-
hören Automobilhersteller und -zu-
lieferer sowie Unternehmen aus der 
Schmiede-, Hausgeräte-, Verpackungs-, 
Energie- und Elektroindustrie. Schuler 

ist führend in der Münztechnik und 
realisiert Systemlösungen für Luft- 
und Raumfahrt, den Schienenverkehr 
und die Groß-Rohr-Fertigung. Darüber 
hinaus bietet Schuler seinen Kunden 
ein umfangreiches Serviceangebot. 
Technologien und Leistungen von 
Schuler ermöglichen hohe Produktivi-
tät, verbesserte Energieeffizienz und 
prozesssichere Serienfertigung.  
Schulers führende Marktposition ist 
insbesondere auf seine Stärke zurück-
zuführen, gemeinsam mit den Kunden 
Produkte und Lösungen mit hohem 
Kundennutzen zu entwickeln. Seit 179 
Jahren ist Schuler in der Metallbe-
arbeitung aktiv und hat umfassende 
Erfahrungen in der Projektabwicklung. 
Neben der Verfahrenskompetenz im 
Bereich Umformtechnik verfügt Schu-

ler über die Systemkompetenz, kom-
plette automatisierte Pressenlinien 
kundenspezifisch zu planen und zu rea-
lisieren – und dies für viele Metall- und 
Leichtbau-Werkstoffe.  
Um für Kunden weltweit vor Ort zu 
sein, richtet Schuler sich stark inter-
national aus. Nach der Übernahme 
des Werkzeugbauers AWEBA und der 
Mehrheitsbeteiligung am chinesischen 
Pressenhersteller Yadon ist Schuler 
mit rund 6.600 Mitarbeitern in über 
40 Ländern präsent. Schuler gehört 
mehrheitlich zur österreichischen 
ANDRITZ-Gruppe. 
Die Geschäftsaktivitäten werden von 
acht eigenständig agierenden Divisio-
nen durchgeführt.

Geschäftsmodell des Schuler-Konzerns
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Ergebnisse des Koalitionsausschusses

Linnemann: Soli muss voll-
ständig abgeschafft werden

Der Bundesvorsitzende der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/CSU (MIT), Carsten Linne-
mann, begrüßt das klare Bekenntnis 
der Großen Koalition, bis August das 
Gesetz zur weitgehenden Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags auf den Weg 
zu bringen: „Es ist gut, dass der Soli 
30 Jahre nach dem Mauerfall für einen 
Großteil der Steuerzahler endlich weg-
fällt.“ Linnemann fordert die Bundes-
regierung auf, mit dem Gesetzentwurf 
den Soli auch für Kapitalgesellschaften 
bis zu der vorgesehenen Freigrenze 
abzuschaffen und keinen Unterschied 
zwischen Arbeitnehmern und Be-
trieben zu machen. „Auch alle Mittel-
ständler wie Handwerksbetriebe und 
Einzelhändler müssen entlastet wer-
den“, fordert Linnemann, „anderenfalls 
sei die Teilabschaffung ungerecht und 
leistungsfeindlich.“
Außerdem müsse klar sein, dass die 
Abschaffung für 90 Prozent der Steuer-
zahler nur der erste Schritt sein könne. 
Der MIT-Chef fordert weiterhin die 
vollständige Abschaffung des Solis für 
alle: „Sogar der Koalitionsvertrag be-
zeichnet die Teilabschaffung nur als 

ersten Schritt. Damit gibt die GroKo 
zu, dass in einem zweiten Schritt der 
Rest abgeschafft werden soll. Deshalb 
müssen wir als Union das auch weiter 
fordern.“ Dies sei schon deshalb not-
wendig, weil die Teilabschaffung ver-
fassungsrechtlich bedenklich ist. „Es 
wäre peinlich für die Regierung, wenn 
der Rest des Solis nicht von ihr, son-
dern vom Bundesverfassungsgericht 
abgeschafft würde.“
Linnemann zeigte sich zugleich er-
leichtert, dass sich die SPD im 
Koalitionsausschuss mit ihrem Vor-
schlag eines Rentenzuschlags für 
langjährig Versicherte nicht durch-
setzen konnte. „Die Rentenvorschläge 
der SPD sind ungerecht, weil sie auch 
Vermögende und Ehepartner von 
Beziehern höherer Einkommen be-
günstigen würden“, kritisiert Linne-
mann. „Wie beim Soli muss auch hier 
der Koalitionsvertrag gelten, und der 
sieht eine Grundrente nur für die vor, 
die bedürftig sind.“

Hubertus Struck,  

struck@mit-bund.de, 

 www.mit-bund.de 

Dr. Carsten Linnemann MdB
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Stärkung der Nachwuchs-
gewinnung im Handwerk:

„Wir müssen wieder mehr junge Men-
schen für das Handwerk begeistern. Die 
Akademisierung der Gesellschaft ist ein 
Irrweg. Der Hochschulabschluss darf 
nicht als einziges erstrebenswertes Ziel 
gelten. Das Handwerk hat immer noch 
goldenen Boden.
Für meine Fraktion ist die Gleich-
wertigkeit von akademischer und 
beruflicher Bildung sehr wichtig. 
Wir haben daher beschlossen, Hand-
werks- und Industriemeister mit einem 
Bonus von 1.500 Euro zu unterstützen. 
Diese Förderung werden wir in den 
Beratungen zum Doppelhaushalt ein-
bringen“, sagte Reinhart.
Die grün-roten Kürzungen bei den über-
betrieblichen Ausbildungsstätten (ÜBS) 
konnten bereits in den vergangenen drei 
Jahren vollständig aufgefangen werden. 
„Auch in den anstehenden Haushaltver-
handlungen machen wir uns für weite-
re Investitionen in die ÜBS stark. Denn 

gerade für kleine und mittlere Betriebe 
sind sie oft die einzige Möglichkeit, um 
überhaupt ausbilden zu können“, betonte 
Reinhart.
Der Baden-Württembergische Hand-
werkstag (BWHT) schätzt, dass in den 
vergangenen Jahren rund 9.000 Aus-
bildungsstellen jährlich nicht besetzt 
werden konnten. Das geht aus einer 
großen Anfrage unserer Fraktion an die 
Landesregierung hervor.

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL,

marcel.busch@cdu.landtag-bw.de,

www.fraktion.cdu-bw.de 

Prof. Dr. Wolfgang Reinhart MdL
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Kolumne

Luftschlösser sind 
schnell gebaut,  
Wohnhäuser nicht – 
Die Offenbarung der 
Grünen

Luftschlösser sind schnell gebaut – und jeder hat es schon ge-
macht. Doch spätestens, wenn man sein Luftschloss in die 
Realität umsetzen möchte, merkt man, dass es häufig doch 
nicht so einfach und unkompliziert ist. Jedes Kind träumt von 
seinem eigenen Luftschloss, viele junge Erwachsene von ihren 
eigenen vier Wänden. Dieser Wunsch von vielen jungen, aber 
auch älteren Menschen, ist ein Problem, das schon längst in 
der Mitte unserer Gesellschaft angekommen ist. Und der Be-
darf an Wohnraum ist gewaltig: In Baden-Württemberg besteht 
bis 2020 ein jährlicher Neubaubedarf von 54.000 Wohnungen. 
Hinzu kommt der in den letzten Jahren aufgelaufene fehlende 

Wohnraum. Insgesamt liegt der Baubedarf bei rund 65.000 
Wohnungen – pro Jahr.
Luftschlösser hat auch grün-rot in Baden-Württemberg ge-
baut. Was sie dabei verkannt haben, war die Wirklichkeit – ge-
rade auch beim Thema bezahlbarer Wohnraum. In der Realität 
stiegen die Baukosten und Immobilienpreise immer weiter und 
der Traum vom Eigenheim ist für viele in weite Ferne gerückt. 
Bezahlbarer Wohnraum ist für die CDU keine Floskel, sondern 
ein zentrales Anliegen. Deshalb hat Wirtschaftsministerin Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut bereits 2016 die Wohnraum-Allianz 
Baden-Württemberg ins Leben gerufen, um mit Experten einen 
gemeinsamen Weg zu finden, um mehr und bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen. Das ist nicht einfach, weil die Gründe für die 
hohen Bau- und Mietpreise vielfältig sind. Dazu gehören auch 
die zähen baurechtlichen Verfahren. Von der CDU-Landtags-
fraktion wurde daher jeder Vorschlag zur Verbesserung der 
Wohnraumsituation konstruktiv aufgenommen und überprüft. 
Für uns war von Anfang an klar: Es darf keine Tabus geben. Ob 
das für alle Parteien gilt? Daran habe ich meine Zweifel. 
Erstes Beispiel: Landesbauordnung. Auf der einen Seite haben 
die Grünen im Kommunalwahlkampf damit geworben, schnell 
„bezahlbaren und lebenswerten Wohnraum“ zu schaffen. Auf 
der anderen Seite beharrt unser Koalitionspartner bei der No-
vellierung der Landesbauordnung auf die von ihm eingeführte 
Fahrradstellplatzregelung bei Neubauten. Konkret bedeutet das 
für den Bauherrn, dass er zwei Fahrradstellplätze pro Wohnein-
heit schaffen muss. Bei einem Mehrfamilienhaus mit 20 Wohn-
einheiten sind das 40 Fahrradstellplätze à zwei Quadratmetern. 
Das entspricht der Fläche einer Dreizimmerwohnung und ist 
ohne Frage ein zusätzlicher Kostentreiber. 
Zweites Beispiel: Bauland. Vor allem in den Ballungsgebieten 
haben wir einen massiven Bedarf an Bauland. Mit der reinen 
Innenentwicklung stoßen wir bereits heute an unsere Grenzen. 
Außenentwicklung ist für die Grünen – und da sind wir wieder 
beim Thema – nach wie vor ein Tabuthema. Keine Frage: Ich 

Fabian Gramling MdL
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möchte Naherholung, ich möchte Natur und unsere Kultur-
landschaft vor unserer Haustüre erhalten. Doch wenn ein pas-
sendes Grundstück gefunden wird, darf als weiterer Kosten-
treiber nicht die Umsiedlung von Eidechsen hinzukommen. 
Artenschutz ist wichtig. Es sollte meines Erachtens aber immer 
hinterfragt werden, ob die Verhältnismäßigkeit gegeben ist. 
Seit 2011 wurden bei Bauprojekten alleine in der Region Stutt-
gart über 11.000 Eidechsen umgesiedelt. Die Kosten zahlt der 
Bauträger – in Summe in der Region Stuttgart ein zweistelliger 
Millionenbetrag. Hinzu kommt, dass Städte und Gemeinden 
für die Umsiedlung in den zurückliegenden Jahren ca. 650.000 
Quadratmeter Grund und Boden erübrigen mussten. Zur Ver-
deutlichung: das sind rund 70 Fußballfelder. Für manche ist das 
vielleicht verhältnismäßig. Bezahlbaren Wohnraum fördert das 
aber mit sicher nicht.
Drittes Beispiel: Handwerker. Ohne Handwerker werden wir auch 
in Zukunft kein einziges Haus bauen können. Wir brauchen nicht 
nur Architekten, die ein Haus zeichnen können, wir brauchen auch 
Maurer und Maler, die aus einer durchdachten Planung Wohn-
raum erschaffen. Aber genau diesen Aspekt blendet die links-
grüne Bildungspolitik aus und verschärft damit den Fachkräfte-
bedarf in vielen Branchen. Immer mehr junge Menschen sollen 
einen höheren Bildungsabschluss machen. Berufsorientierung? 
Aus- und Weiterbildung? Stärkung unserer beruflichen Schulen? 
Das findet nur wenig Platz im Wortschatz der Grünen, deren Poli-
tik den Akademiker im Blick hat. Der Mensch scheint erst beim 
Abitur zu beginnen. Genau das ist aber ein weiterer Kostentreiber 
bei der Schaffung von dringend benötigtem Wohnraum. Wenn 
wir nicht genug Handwerker haben, dann sinkt das Angebot, Bau-
projekte werden mehr Zeit in Anspruch nehmen und die Preise 
werden steigen. Dabei ist eine alte Weisheit aktueller denn je: das 
Handwerk hat goldenen Boden. 
Alle politischen Entscheidungsträger wollen schnell bezahl-
baren und lebenswerten Wohnraum schaffen. Wer genau hin-
sieht, wird erkennen, wer es wirklich ernst meint. Luftschlösser 
bauen kann jeder, Wohnhäuser aber nicht. Ihr wahres Gesicht 
zeigen die Grünen, wenn ihr Luftschloss droht, zum Rohr-
krepierer zu werden. Dann offenbaren sie ihre geistige Haltung. 

Wenn Enteignung für verfehlte Politik ins Spiel gebracht wird 
und das Recht auf Eigentum mit Füßen getreten wird, dann 
wird klar: Die Grünen sind wie eine Wassermelone: außen grün, 
innen dunkelrot.

Fabian Gramling MdL, 

 fabian.gramling@cdu.landtag-bw.de,  

www.fabian-gramling.de 
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Arbeitnehmergewinnung 
Made by Germany

Lange Zeit wurde von der Mehrheit des 
Bundestages ein vergleichbares System 
zu Kanada mit einer Punktebewertung 
für die Einwanderung mehrheitlich ge-
fordert. Das nun beschlossene System 
ist bürokratisch und mit hohem Aufwand 
verbunden. Undurchsichtig und mit vie-
len durchlässigen Varianten versehen. 
Wechsel von Asyl- in Arbeitssuche, von 
Arbeitssuche in Ausbildungsverhält-
nisse sowie umgekehrte Absichten ma-
chen es möglich, legal in Deutschland zu 
verbleiben.
Die Anerkennung von Berufsab-
schlüssen im Ausland mit deutschen, 
abgeschlossen Prüfungen ist langwierig 
und bürokratisch. Nachdem eine duale 
Ausbildung im Ausland nicht bekannt 
ist und es sich um keinen akademi-
schen Abschluss handelt, kann hier eine 
Gleichwertigkeit nicht festgestellt wer-
den. Allein die Vergleichbarkeit dürfte 
für eine einheitliche Handhabung nicht 
greifbar sein.
Eine notwendige Serviceoffensive in 
den Auslandsniederlassungen für die 
Erteilung eines Arbeitsvisums wird bei 
unserer Beamtenkultur Jahre dauern. 
Heute ist bereits eine Terminverein-
barung in den Botschaften oder nach-
gelagerten Konsulaten nicht möglich. 
Wie die Handhabung bei einer Reise als 
Tourist mit anschließender Arbeitsuche 
oder gar nur zur Ausbildung und Ver-
bleiben im gelobten Sozialland geregelt 
werden soll, wurde nicht bedacht. Es 
wird nicht der Normalfall einreisen, son-
dern die Ausnahmen werden die Ver-
waltung und Gerichte beschäftigen.
Angedacht wurde zumindest die 
notwendige Sicherung des Lebens-
unterhalts durch Nachweis von Ver-
mögenswerten. Auch hier ist jedoch 
alles unsicher und bedarf noch weiter-
gehender Regelung. Soweit keine 
Hinterlegung von Sicherheiten verlangt 
wird, dürfte bei einmal eingereisten, 
angeblichen Arbeitswilligen, eine Aus-
reise nur auf Kosten des Steuerzahlers 
möglich sein. Noch problematischer 

dürfte dies werden, wenn eine Ein-
reise für die Arbeitsuche erfolgt ist und 
erst gar kein Netto-Verdienst wegen 
Pfändungsgrenzen gesichert ist. Über 
die Notwendigkeit von Bürgschaften 
des Arbeitgebers oder Hinterlegung 
von Vermögenswerten muss daher 
schnellstmöglich entschieden werden.
Da wir in Deutschland bereits in unse-
rer Wirtschaftskraft sehr stark beein-
trächtigt sind und ein jährlicher Bedarf 
an Fachkräften von 260.000 bis 400.000 
Personen von der Wissenschaft an-
genommen wird, müssen wir das Posi-
tive für den ersten Schritt heraus-
stellen. Auch muss bereits heute eine 
Erfolgskontrolle angemahnt werden. 
Sollten sich die Erwartungen nicht be-
stätigen, muss sehr kurzfristig nach-
gebessert werden. Doch keiner haftet 
für die bereits eingetretene Fehlent-

wicklung außer wir Steuerzahler und 
Sozialversicherungsverpflichtete.
Erfreulich ist, dass die Vorrangprüfung 
und die Beschränkung auf akademi-
sche Berufe weggefallen ist. Damit ist 
zumindest das Verwaltungsverfahren 
in Deutschland bei der Agentur für 
Arbeit und die Rückfragen bei IHK und 
Handwerkskammer sowie anderen öf-
fentlichen Verbänden nicht mehr not-
wendig. Die Zeit drängt, da aktuell 
allein 50.000 Fachkräfte in der Pflege, 
60.000 Fachkräfte in Spedition und 
Logistikgewerbe sowie 50.000 Hand-
werker fehlen. Von der Gastronomie 
sowie Einzelhandel und weiteren 
Berufsgruppen sind weitreichende For-
derungen für die Gewinnung gemeldet 
worden.
Abschließend ist festzustellen, dass 
eine Willkommenskultur für gut aus-
gebildete, qualifizierte, ausländische 
Mitarbeiter notwendig ist, nicht jedoch 
für Ausländer ohne Mehrwert für unser 
Bruttosozialprodukt. Selbstverständ-
lich sind wir mit unserem System im 
Wettbewerb der Gewinnung von quali-
fizierten Mitarbeitern mit den anderen 
Industrienationen. Es ist in allen west-
lichen Nationen ein Geburtendefizit vor-
handen und nur qualifizierte Fachkräfte 
erhöhen das Bruttosozialprodukt eines 
Landes. Der Auswanderwillige wird 
daher immer das für ihn geeignetste 
Land wählen.

Thomas Rapp,  

info@rappwagner.de,  

www.rappwagner.de  

Thomas Rapp

Gesetzesnews
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Ist die GPS-Ortung von 
Firmenfahrzeugen zulässig?

Viele Unternehmen verwenden gerade 
beim Einsatz von Vertrieblern oder Zu-
stellfahrzeugen eine GPS-Ortung, um 
ihren Betriebsablauf optimieren zu kön-
nen. Die datenschutzrechtliche Zulässig-
keit hiervon ist indes umstritten.

Aktuelle Entscheidung
In einem aktuellen Urteil des Ver-
waltungsgerichts Lüneburg (Teil-
urteil vom 19.03.2019, Az. 4 A 12/19) 
hatte das Gericht über einen Buß-
geldbescheid der Niedersächsischen 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu ent-
scheiden. Das Bußgeld war gegen-
über einer Reinigungsfirma erlassen 
worden, die ihre Firmenfahrzeuge mit 
einem GPS-Ortungssystem überwacht. 
Diese Überwachung hielt das Gericht 
indes nicht für erforderlich und daher 
nicht für zulässig.
Im dem dem Rechtsstreit voran-
gegangenen Bußgeldverfahren hatte die 
Aufsichtsbehörde entschieden, dass die 
GPS-Überwachung der Firmenfahrzeuge 
eine nicht erforderliche Verarbeitung 
von Beschäftigtendaten darstelle. Das 
Reinigungsunternehmen konnte 18 
Fahrzeuge der Flotte mittels eines ein-
gebauten GPS orten. Diese Funktion 
ließ sich auch nicht ohne weiteres de-
aktivieren. Das System war so eingestellt, 
dass es für einen Zeitraum von 150 
Tagen jede gefahrene Strecke sowie den 
Zündungsstatus speicherte. Nach An-
gaben des Unternehmens erfolgte eine 
tatsächliche Ortung der Fahrzeuge sehr 
unregelmäßig und maximal drei bis vier 
Mal pro Jahr. 
Eine Privatnutzung der Fahrzeuge war 
zwar nicht ausdrücklich gestattet, 
jedoch geduldet. Die GPS-Ortung 
diente dazu – so das Unternehmen –, 
die Touren der Beschäftigten zu pla-
nen, Mitarbeiter und Fahrzeuge zu 
koordinieren, Nachweise gegenüber 
Auftraggebern zu erbringen und die 
Fahrzeuge vor Diebstahl zu schützen 
bzw. gestohlene Fahrzeuge wieder 
aufzufinden. 

Das Gericht entschied, dass die Ortungs-
daten in diesem Fall personenbezogene 
Daten sind, da die Fahrzeuge den jeweili-
gen Beschäftigten eindeutig zugeordnet 
werden können. Deshalb handle es 
sich um eine Verarbeitung personen-
bezogener Daten im Beschäftigten-
kontext gem. Art. 88 Abs. 1 DSGVO i.V.m. 
§ 26 Abs. 1 BDSG. Sofern also für die Ver-
arbeitung keine Einwilligung vorliegt, 
muss die Verarbeitung zur Begründung, 
Durchführung oder Beendigung eines 
Beschäftigungsverhältnisses erforderlich 
sein. Anderenfalls ist die Verarbeitung 
unzulässig.
Das Gericht stellte fest, dass Ortungs-
systeme für die Prävention von Dieb-
stählen völlig ungeeignet und somit nicht 
erforderlich im Sinne von § 26 Abs. 1 
BDSG sind. Des Weiteren sei auch eine 
ständige Ortung der Fahrzeuge nicht zur 
Koordination von Mitarbeitern und Fahr-
zeugen erforderlich. Eine solche Planung 
sei stets zukunftsorientiert, weswegen 
Informationen über vergangene und 
aktuelle Standorte der Fahrzeuge nicht 
relevant seien. Die Dienstleistungen 
im Reinigungsgewerbe seien außerdem 
nicht so zeitkritisch wie etwa im Trans-
portgewerbe, weshalb hier nicht der-
selbe Maßstab anzusetzen sei. 
Letztlich könnten – so das Gericht – die 
GPS-Daten auch nicht als Nachweis für 
geleistete Tätigkeiten gegenüber Auf-

traggebern dienen. Ein solcher Nach-
weis erfolge wesentlich sicherer und 
weniger eingriffsintensiv bei den Auf-
traggebern vor Ort.

Konsequenzen aus der Entscheidung
Die Entscheidung zeigt, dass eine 
GPS-Ortung von Firmenfahrzeugen 
nicht grundsätzlich verboten ist. Aller-
dings ist eine detaillierte Erforderlich-
keitsprüfung unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Zwecke der Ortung durch-
zuführen. Hierzu gibt das Urteil einen 
nachvollziehbaren Leitfaden. 
Für den einzelnen Unternehmer lässt 
sich zusammenfassend sagen, dass es 
bei einer GPS-Ortung nicht nur auf die 
Verarbeitung an sich ankommt, sondern 
ganz maßgeblich auch auf den Zweck 
und die Umstände der Verarbeitung. 

Nils Steffen,  

dmp@derra-ul.de,  

www.derra.eu/de  

Nils Steffen

Gesetzesnews
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Festbetragssystem bei Arznei-
mitteln gefährdet den Wett-
bewerb und die Versorgungs-
sicherheit

Für Arzneimittel und Hilfsmittel wurden 
1989 durch das Gesundheitsreform-
gesetz (GRG) Festbeträge eingeführt. 
Seit 2004 ist es auch möglich, für patent-
geschützte Arzneimittel Festbeträge 
festzusetzen. Ziel war es, die stark 
wachsenden Arzneimittelausgaben zu 
begrenzen bei gleichzeitiger Gewähr-
leistung der Therapievielfalt und Ver-
sorgungssicherheit. Der Festbetrag stellt 
die obere Grenze für einen durch die 

gesetzlichen Krankenkassen zu zahlen-
den Arzneimittelpreis dar. Ein Festbetrag 
wird in zwei Stufen festgelegt: zunächst 
definiert der Gemeinsame Bundesaus-
schuss Gruppen von Arzneimitteln. Im 
Anschluss wird der Festbetrag durch den 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen 
festgesetzt.
Nach 20 Jahren Praxis ist es jedoch an der 
Zeit, dieses Verfahren kritisch zu hinter-
fragen und gründlich auf seine Ziel-
erreichung hin zu überprüfen. 
Die gängige Praxis bei der Festsetzung 
von Festbeträgen hat eine ruinöse 

Abwärtsspirale in Gang gesetzt. Das Re-
sultat: deutsche Arzneimittelfestbeträge 
rangieren im europäischen Vergleich 
abgeschlagen auf den letzten Plätzen, 
zu sehen am Beispiel des Medikaments 
Medikinet: 
Durch diese Abwärtsspirale ist es ins-
besondere kleineren mittelständischen 
Pharmaunternehmen nicht mehr mög-
lich, für ihre Produkte auskömmliche 
Preise zu erzielen. 

Diese im innereuropäischen Vergleich 
niedrigen Festbeträge führen zu Ver-
sorgungsengpässen in Deutschland, weil 
es für den Pharmagrosshandel oft lukrati-
ver ist, deutsche Ware zu exportieren, als 
die Ware niedrigpreisig in Deutschland 
zur Verfügung zu stellen. Es ist daher 
zu fordern, dass der Spitzenverband der 
gesetzlichen Krankenkassen bei der Fest-
setzung von Festbeträgen künftig auch 
die Auswirkung auf die Versorgung der 
Patienten im Rahmen des europäischen 
Preisgefüges berücksichtigen muss.
Wenn Festbeträge so niedrig sind, dass 

Patienten in deutschen Apotheken ihr 
Medikament nicht bekommen, dann wird 
vom Spitzenverband die berühmte rote 
Linie überschritten!
So lässt sich erklären, dass es trotz 

hoher Auslastung der Produktions-
kapazitäten immer wieder zu Eng-
pässen in der Arzneimittelversorgung 
kommt. Damit verbunden ist auch 
eine erhebliche Einschränkung der 
Therapieoptionen. Der Erforschung 
und Entwicklung neuer Therapien wird 
hierdurch die finanzielle Grundlage 
entzogen! Dies ist umso bedauerlicher, 
da es gerade ein besonderes Merkmal 
deutscher, mittelständischer Arznei-
mittelhersteller ist, auch an bereits be-
kannten und erforschten Wirkstoffen 
weiter zu forschen.

Klaus H. Kober

Wirtschaft

Legende: Rote Linie zeigt den europäischen Druchschnittspreis
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Das Beispiel zeigt, dass von einem Fest-
betrag in Höhe von 11,80 € lediglich 
ein Erlös von 0,43 € beim Hersteller 
verbleibt.
Der wünschenswerte Wettbewerb mittel-
ständischer Hersteller um Qualität und 
Preise im Arzneimittelmarkt wird durch 
kurzfristiges Denken und Agieren ins-
besondere seitens des Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen ausgeschaltet 
und der Monopolbildung im Arzneimittel-
markt Vorschub geleistet. Dagegen sollte 
der Gesetzgeber folgendes unternehmen:

•	 Einführung einer Festbetragsgrenze 
nach unten zur Sicherung von mehr 
Wettbewerb und Therapievielfalt.

•	 Ähnlich dem Gemeinsamen Bundes-
ausschuss sollte der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen verpflichtet 
werden, seine Entscheidungen aus-
führlich und nachvollziehbar zu be-
gründen sowie auf seiner Homepage 
zu veröffentlichen. In Zeiten von Trans-
parenz und Compliance ein längst 
überfälliger Schritt für eine Körper-
schaft öffentlichen Rechts.

•	 Ergänzend muss bei der Ausschreibung 
von Rabattverträgen durch die Kranken-

kassen mindestens ein Vertragspartner 
seine Produktion in Europa haben. 

Klaus H. Kober,  

kkober@kober-management.com,  

www.kober-management.com  

TR: 
?
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Versailler Vertrag 1919

Selbst der Cognac musste 
jetzt französisch schmecken

Die Zahl „9“ scheint irgendwie eine 
deutsche „Schicksalszahl“ zu sein:
Im Jahre 9 n.Chr. schlugen einige ger-
manische Stämme, unsere Vor-Vor-
fahren, die Römer in einer bedeutenden 
Schlacht im Teuteburger Wald, die bis 
heute wohl jedes Kind in der Schu-
le lernt, 919 wählten ostfränkische 
Stammesfürsten den Sachsenherzog 
Heinrich zum Deutschen König und leg-
ten damit das Fundament  für das späte-
re deutsche Reich.
1919 versammelten sich die Abgeor
dneten des deutschen Volkes zur ersten 
deutschen  Nationalversammlung in 
Weimar, die u.a. die Reichsverfassung 
verabschiedete. Dreißig Jahre später 
wurde in Bonn am Rhein ein Proviso-
rium verkündet, Grundgesetz genannt, 
das sich 70 Jahre als großartige Ver-
fassung bewährt hat und für uns heute 
die selbstverständliche verfassungs-
mäßige Grundlage unseres Landes ist. 
Am 9. November 1938 fand der Terror 
gegen die Deutschen jüdischen Glau-
bens seinen traurigen Höhepunkt in der 
Reichspogromnacht, in der viele Syna-
gogen brannten. 
Und am 9. November 1989 schließlich 
öffnete sich die Mauer in Berlin. Kein 
Jahr später feierten wir die Wiederver-
einigung – ein historisches Ereignis, das 

selbst gut Informierte damals in dieser 
kurzen Zeit nicht für möglich gehalten 
haben und das mit Billigung unse-
rer westlichen Partner und Russlands 
geschah.
1919 wurde aber auch der Versailler 
Vertrag geschlossen, den viele Zeit-
genossen nicht als Friedensvertrag an-
sahen, sondern lediglich als Waffenstill-
stand für eine Generation.
Zum dritten Mal, nach dem West-
fälischen Frieden von 1648 und dem 
Wiener Kongress 1815, wollte Europa 
seine Zukunft durch einen Friedensver-
trag sichern. Doch dieser Versuch ging 
gründlich schief!
Der damals - 1919 - schon sehr bekannte 
britische Wirtschaftsprofessor John 
Maynard Keynes war einer der ersten 
und zugleich wenigen Berater der bri-
tischen Delegation,  der die Schwächen 
des Vertragswerkes schnell erkannte 
und auch publizierte. Die im Dezember 
1919 veröffentlichte Schrift „Economic 
Consequences of the Peace“ ist schon 
zu sehr früher Zeit eine schonungslose 
Abrechnung mit den Ergebnissen der 
Konferenz.
Von dieser Schrift soll hier ein wenig die 
Rede sein.
Keynes bedauerte schon damals, dass 
„England noch immer außerhalb Euro-

pas“ stehe. Wer die Diskussion um den 
Brexit verfolgt, wird sich nicht des Ein-
druckes verschließen können, dass die-
ses Urteil heute wieder so zutreffen 
könnte.   
In einem Kapitel „Europa nach dem 
Friedensvertrag“ bemängelte Keynes, 
dass der Vertrag in “keiner Weise die 
wirtschaftliche Interessengemeinschaft 
unter den Verbündeten“ fördere. Ledig-
lich Wiedergutmachung sei wohl ihr 
Hauptinteresse. Er diagnostizierte die 
damalige wirtschaftliche Situation in 
Europa, indem er feststellte: Die euro-
päischen Länder zerfallen gegenwärtig 
in zwei deutlich geschiedene Gruppen 

Wirtschaft

Der Versailler Vertrag: Fluch und Segen für Europa 	  
Institut français d‘histoire en Allemagne  

HERTWECK Qualitätsprodukte.
Steigern Sie Ihre Produktivität 
mit noch präziseren Werkzeugen.



37

- die einen sind durch eine Blockade 
vom Handel abgeschnitten (Deutsch-
land), die anderen lassen sich ihre Ein-
fuhren von ihren Verbündeten bezahlen 
und möchten dies in Zukunft durch den 
Kriegsverlierer Deutschland ersetzen.
Dabei überschätzte wohl die letztere 
Gruppe die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit Deutschlands gewaltig.
Keynes sieht in dieser Überschätzung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit Deutschlands das eigentliche Übel 
des Vertragswerkes. Daher sei die Er-
neuerung der deutschen Leistungs-
fähigkeit die Grundvoraussetzung 
zum wirtschaftlichen Wiederaufstieg 
Europas. 
Durch die Bedingungen des Friedens-
vertrages sei Deutschland vom inter-
nationalen Markt abgeschnitten 
und könne auch aufgrund stark ein-
geschränkter technischer Möglich-
keiten z.B. gar nicht mehr genug 
Lebensmittel für die Versorgung der 
Bevölkerung einführen. 
Ungewöhnlich - für einen Briten in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit - schreibt 
er: „Wer diesen Friedensvertrag unter-
zeichnet, spricht damit das Todesurteil 
über viele Millionen deutscher Männer, 
Frauen und Kinder aus.“ 
Nun steht ja wirklich historisch fest, 
dass die damaligen Sieger die Leistungs-
fähigkeit Deutschlands tatsächlich ge-

waltig überschätzt hatten. Die damalige 
internationale Verschuldungskrise war 
die Ursache für die unerträglich hohen 
Forderungen an Deutschland. Frank-
reich war hoch in England verschuldet, 
England in den USA, Italien auch in 
den USA. In den Reparationszahlungen 
sahen England und Frankreich die für 
sie günstigste Möglichkeit, sich dieser 
Schulden zu entledigen und den Kriegs-
verlierer bezahlen zu lassen.
Keynes trat vor Beendigung der Konfe-
renz aus Protest gegen die Bedingungen 
gegenüber Deutschland von seiner 
Funktion als Berater der britischen 
Regierung zurück. Er sollte mit seinen 
Mahnungen Recht behalten.
Die Zins- und Tilgungsleistungen des 
Deutschen Reiches in den 20er Jahren 
nach Unterzeichnung des Vertrages 
lähmte die wirtschaftliche Entwicklung 
in Deutschland und trug wesentlich 
zum Aufstieg der Extremisten von Links 
und Rechts bei. 
Mit dem Versailler Vertrag trat Europa 
als erster und wichtigster Akteur von 
der historischen Bühne ab. Statt, wie 
1648 und 1815, nach Wegen zu einer 
„Balance of Power“ zu suchen, die allen 
Staaten gerecht werden könnte, er-
schöpfte sich das Vertragswerk ledig-
lich in dem anfangs erfolgreichen Ver-
such, Deutschlands Rückkehr in das 
Konzert der bestimmenden Mächte zu 
verhindern.

Aber nicht nur das:
Der Versailler Vertrag regelte nicht 
nur die geldlichen Verpflichtungen des 
Deutschen Reiches seinen ehemaligen 
Kriegsgegnern gegenüber.
Die Artikel 274 und 275 verboten Wein-
produzenten und Brennereien, die Be-
zeichnung „Deutscher Cognac“ oder 
„Champagner“ zu benutzen, da Frank-
reich diese Rechte exklusiv für seine 
eigenen Produkte sichern wollte. Bis 
1919 war es absolut normal, die Be-
zeichnung „Deutscher Cognac“ oder 
„Deutscher Champagner“ zu benutzen.
Selbst der Cognac musste nach Ver-
tragsunterzeichnung nun französisch 
schmecken.

Dr. Georg Bitter,  

drgbitter@yahoo.de,  

www.bitter-medien.de  
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Interview mit Frieder Gänzle,  
Geschäftsführender Gesellschafter  
der F. Zimmermann GmbH:

„Wir sind ein 
modernes inhaber-
geführtes Familien-
unternehmen“

Frieder Gänzle ist seit 2015 Mitglied des Führungsteams 
der F. Zimmermann GmbH, einem weltweit tätigen 
Hightech-Anbieter für Portalfräsmaschinen mit Sitz im 
schwäbischen Neuhausen auf den Fildern. Seit Juli 2018 
ist er geschäftsführender Gesellschafter. Das Ruder 
übernommen hat er von seinem Vater Rudolf Gänzle, der 
als Gesellschafter noch beratend mit im Boot sitzt. Wie 
sich der Übergang gestaltet hat, worin er sich von seinem 
Vater unterscheidet und wohin er das Unternehmen füh-
ren möchte, verrät Frieder Gänzle im Interview. 

Herr Gänzle, als Kind haben Sie mal davon geträumt, Chef-
designer bei Porsche zu werden. Wann stand für Sie fest, dass 
Sie diesen Weg verlassen und in das Unternehmen Ihres Vaters 
einsteigen werden? 

Frieder Gänzle: Mir ist dieser Wunsch tatsächlich in Er-
innerung geblieben. Da wir bei Zimmermann Maschinen 
für den Modell- und Formenbau fertigen, die unter ande-

rem in der Designentwicklung von Fahrzeugen zum Einsatz 
kommen, bin ich davon gar nicht so weit weg. Die Firma 
Zimmermann hat in meinem Werdegang schon immer eine 
gewisse Rolle gespielt. Auch was mein Vater gemacht hat, 
war natürlich jederzeit präsent. Trotzdem hatte ich viele 
Freiheiten und konnte meine Zukunft selbst bestimmen. Als 
ich mit dem Bachelor-Studium der Technischen Betriebs-
wirtschaft begonnen hatte, kam mein Vater auf mich zu. Wir 
führten intensive Gespräche und er fragte mich, ob ich mir 
vorstellen könnte, eines Tages in das Familienunternehmen 
einzusteigen. Heute beeindruckt es mich, welches Ver-
trauen er schon damals in mich gesetzt hat. Ich absolvierte 
anschließend meinen Master in Unternehmensführung, um 
danach direkt bei Zimmermann einzusteigen. 

Wie war das damals für Sie, wie haben Sie diesen Generationen-
wechsel wahrgenommen?

Frieder Gänzle: Ich konnte in der Firma viele Stationen 
durchlaufen, zum Beispiel im Projektmanagement oder in 
der Technik. In der Montage oder auch im Service habe ich 
in Kundeneinsätzen wertvolle Erfahrungen sammeln kön-
nen. So richtig zuhause habe ich mich aber erst im Vertrieb 
gefühlt. Hier sehe ich auch in der Zukunft meinen Schwer-
punkt. Natürlich ist ein Generationenwechsel nicht einfach. 
Zum einen geht damit immer auch ein Kulturwandel ein-
her. Zum anderen verändert sich die Führung eines Unter-
nehmens. Daran müssen sich die Mitarbeiter gewöhnen. 

„Ich sehe Zimmermann auch in zehn Jahren noch als inhabergeführtes Fami-
lienunternehmen.“

Wirtschaft
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Dazu kommt der bewusst überlappende Übergang von mei-
nem Vater auf mich. Aufgaben überschneiden sich. Eine 
klare Abgrenzung zu finden, ist nicht einfach. Und wenn es 
tatsächlich einmal zu kleineren Konflikten mit meinem Vater 
kam, weil wir einfach unterschiedlicher Meinung waren, 
konnten wir das immer unter vier Augen klären. Wir haben 
das ganz gut hinbekommen. 

Kann Ihr Vater den Ruhestand genießen? 

Frieder Gänzle: Noch fällt es ihm schwer. Aber er gönnt sich 
immer öfter Auszeiten und genießt seine Hobbys. Dennoch: 
Mit seiner enormen Erfahrung wird er an der einen oder an-
deren Stelle im Unternehmen dringend gebraucht. Das ist 
von mir gewünscht und darf auch noch eine gewisse Zeit so 
bleiben.

Mit welchen Herausforderungen waren Sie konfrontiert, als Sie 
bei Zimmermann einstiegen?

Frieder Gänzle: Herausforderungen sah und sehe ich ins-
besondere in der strategischen Produktentwicklung. Wichtige 
Handlungsfelder sind Automatisierungslösungen sowie die zu-
nehmende Digitalisierung von Produkten und Prozessen. Eine 
Werkzeugmaschine wird sich in den kommenden Jahren nicht 
mehr grundlegend verändern. Zunehmen werden aber digita-
le Services. Intensiver beschäftigen werden wir uns zudem mit 
alternativen Finanzierungslösungen und Absatzmodellen. 
Dazu kommt der zunehmende Fachkräftemangel, mit dem 
wir hier im Raum Stuttgart extrem zu kämpfen haben. Hier 
befinden wir uns als Mittelständler im Konkurrenzkampf mit 
den großen Konzernen in der Umgebung. Aber dem stellen 
wir uns und wollen als attraktiver Arbeitgeber am Markt 
wahrgenommen werden. Lösungen hierfür sehe ich haupt-
sächlich in der eigenen Ausbildung. Wir legen in Zukunft ein 
verstärktes Augenmaß darauf, unsere Mitarbeiter zu quali-
fizieren und bei uns im Haus gut auszubilden. 

Wie hoch ist Ihre Ausbildungsquote?

Frieder Gänzle: Wir haben zurzeit 17 Auszubildende bei 
uns in der Firma. Das entspricht einer Quote von etwa zehn 
Prozent. Das ist im Branchendurchschnitt sicherlich nicht 
schlecht, allerdings wollen wir da noch deutlich zulegen. 

In der Region ist Zimmermann ein attraktiver Arbeitgeber. Was 
ist Ihr Rezept?

Frieder Gänzle: Wir sind ein modernes Familienunter-
nehmen. Unsere Mitarbeiter genießen bei uns sehr viele 
Freiheiten und haben zahlreiche Entfaltungsmöglichkeiten. 
Wir legen zudem Wert auf kurze Entscheidungswege. Dazu 
kommen unsere Social Benefits: Wir bieten zum Beispiel 
eine Rückenschule an oder eine moderne, einladende Kan-
tine. Unsere Mitarbeiter wissen das sehr zu schätzen. Dazu 
kommen Weiterbildungsmöglichkeiten. Wir fordern unsere 
Leute nicht nur, wir fördern sie auch. 

Warum würden Sie Zimmermann als modernes Unternehmen 
bezeichnen?

Frieder Gänzle: Wir beschäftigen mittlerweile Mitarbeiter 
aus 21 Nationen. Unsere Anlagen haben wir in 33 ver-
schiedene Länder geliefert. Wir haben eine Vielzahl an Ent-
wicklungen und neuen Produkten auf den Markt gebracht. 
Für ein solches Unternehmen wie unseres sind diese Zahlen 
sehr beachtlich. Unsere Mitarbeiter schätzen auch die mo-
dernen Arbeitsplätze. Wir bieten übrigens für geflüchtete 
Menschen interessante Perspektiven an. Dazu haben wir 
zwei Ausbildungsprojekte gestartet. 

Was wollen Sie beibehalten, was wollen Sie anders machen als 
Ihr Vater?

Frieder Gänzle: Was wir sicherlich beibehalten möchten, 
sind die kurzen Entscheidungswege, die Freiheiten für Mit-
arbeiter und eine gewisse Agilität, damit wir bei Bedarf fle-
xibel und darüber hinaus proaktiv agieren können. Weiter 
vorantreiben möchte ich das Thema Aus- und Weiterbildung. 
Das hatte ich gerade erwähnt: Vor uns liegt die große Auf-
gabe, qualifizierte Mitarbeiter zu gewinnen und ihnen bei 
uns im Unternehmen eine attraktive Perspektive aufzeigen 
zu können. 
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Welche Strategie ermöglicht es einem Unternehmen wie 
Zimmermann, über so viele Jahre erfolgreich zu sein? 

Frieder Gänzle: Nun, unsere grundsätzliche Firmenstrategie kön-
nen wir aus unseren Firmenwerten ableiten. Das heißt: Wir wollen 
technologisch führend, dynamisch und ein zuverlässiger Partner 
sein. Das hat uns über die Jahre hinweg ausgezeichnet. Dazu 
kommt, dass wir schon immer einen sehr engen Kontakt zu unse-
ren Kunden pflegen und auch dann stets zur Stelle sind, wenn es 
bei ihnen brenzlig wird oder wenn es Schwierigkeiten gibt. 

Die Additive Fertigung wird zunehmend zu einem konkurrenz-
fähigen Fertigungsverfahren. Wie gehen Sie als Hersteller ab-
tragender Verfahren mit diesem Trend um?

Frieder Gänzle: Wir nehmen diesen Trend sehr ernst. Aller-
dings ist das Verfahren bei großvolumigen Bauteilen noch 
nicht besonders wirtschaftlich. Eine große Herausforderung 
ist beispielsweise der Wärmeeintrag ins Bauteil. Dies führt 
zu Spannungen und Ungenauigkeiten im Werkstück. Um 
nun aber auf diesen Trend zu reagieren, denken wir über Lö-
sungen im Portalbereich nach, ohne dabei vorschnelle Ent-
scheidungen zu treffen.

Können Sie etwas zur aktuellen Geschäftsentwicklung sagen?

Frieder Gänzle: Die aktuelle Geschäftsentwicklung ist 
zufriedenstellend. Hauptsächlich beschäftigen wir uns ja 

mit den Branchen Automotive und Aerospace, wobei sich 
Aerospace in Raumfahrt und zivile Luftfahrt aufteilt. Es 
gibt bestimmt weitere Industrien, in denen wir wirtschaft-
liche Lösungen anbieten können, allerdings fokussieren wir 
uns auf diese beiden Kernmärkte. Wir spüren sicherlich die 
Auswirkungen des Dieselskandals und eine gewisse Ver-
unsicherung in dieser Branche. Die hohen Wachstumsraten 
im Flugzeugbau, also die Flottenerweiterungen der Flug-
gesellschaften, führen bei uns zu einem nachhaltigen Wachs-
tum. Dies gleicht die Unregelmäßigkeiten im Automobil-
sektor etwas aus. 

Gibt es noch andere Branchen, die für Zimmermann interessant 
wären?

Frieder Gänzle: Die Schienenfahrzeugindustrie ist sicher 
ein strategischer Zukunftsmarkt für Zimmermann, da immer 
mehr Züge gebaut werden. Hersteller zerspanen dabei jede 
Menge Aluminium, eine Kernkompetenz von FZ-Maschinen. 
Wir wollen hier den Einstieg unbedingt schaffen. Eine wei-
tere wichtige Branche ist der Werkzeugbau, der zum Teil der 
Automotive-Branche zuzurechnen ist.

In welchen Ländern sehen Sie das meiste Wachstum? 

Frieder Gänzle: Wir haben uns stark auf Deutschland, USA und 
China konzentriert. Unser Engagement auf dem chinesischen 
Markt haben wir jedoch in der Vergangenheit etwas schleifen 
lassen. Dort wollen wir wieder aktiver und erfolgreicher wer-
den. Zudem denke ich, dass Russland für uns auch sehr wichtig 
sein kann. Das hängt natürlich immer auch von politischen Fak-
toren und Entwicklungen ab, die wir genau beachten müssen. 
Während wir in China und den USA mit eigenen Tochtergesell-
schaften die Märkte selbst bearbeiten, können wir das in Russ-
land noch nicht. Langfristig werden wir auch über Service-Stütz-
punkte in Korea und Japan nachdenken. Ob wir dort auch 
Niederlassungen gründen, hängt stark von unserer Entwicklung 
in den kommenden Jahren ab. 

Wo sehen Sie sich und das Unternehmen in zehn Jahren? 

Frieder Gänzle: Ich sehe Zimmermann auch in zehn Jahren 
noch als inhabergeführtes Familienunternehmen am Stand-
ort Neuhausen. Wir müssen uns aber weiterentwickeln, 
um nachhaltig wachsen zu können. Nur so können wir 
wirtschaftlich und konkurrenzfähig bleiben. Wir wünschen 
uns ein moderates Wachstum, um unsere Organisation nicht 
zu überfordern. Wir werden uns für die Zukunft strategisch 
weiterhin auf die Kernmärkte Automotive und Aerospace 
ausrichten. Die Wachstumschancen sind sicher im Bereich 
Aerospace etwas größer als in der Automotive-Branche. 
Letztendlich bestimmen auch ein wenig die Märkte, wie sich 
Zimmermann in Zukunft entwickelt.

Klaus Schöffler,  

klaus.schoeffler@a1kommunikation.de,  

www.a1kommunikation.de  
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Advertorial

Firma Keck aus Weil der Stadt:  
E3 Capital Holding GmbH ist ab sofort Mehrheitsgesellschafterin der KECK GmbH

KECK wird als Teil der E3 Group zu einem der 
marktführenden Anbieter hochwertiger Live 
Marketing Solutions

Die Vision von KECK, einem mittelständischen Unternehmen 
bei Stuttgart, ist es, zu einer der anerkannten Marken für 
Markeninszenierungen weltweit zu werden. Dafür haben 
die geschäftsführenden Gesellschafter Markus Futterer und 
Hans-Jörg Keck die letzten Jahre konsequent die Weichen 
gestellt. So wurde das internationale Premium-Netzwerk 
durch die Gründung des Joint Venture KECK ASIA in Shang-
hai und Erwerb des kanadischen Messebauunternehmen IES 
Inc. vergrößert.
Durch den gewünschten Ausstieg des Firmengründers 
Hans-Jörg Keck in den Ruhestand, wurde eine strategische 
Neuorientierung nötig. Die Gesellschafter von KECK sind 
überzeugt, dass dem Unternehmen die zukünftige Unter-
stützung seiner Kunden in allen Belangen der Marken-
inszenierung am erfolgreichsten gelingt, wenn es ein wich-
tiger Teil in einer starken Unternehmensgruppe wird. 
In der Folge wurde unter mehreren Interessenten die E3 
Capital Holding gewählt. Diese ist eine sektorfokussierte 
Plattform für Unternehmen aus den Bereichen Exhibitions, 
Events und Environments. Im Bereich Live Marketing So-
lutions bietet sie ein breites Spektrum an Consulting- und 
Execution-Brands, die für Bluechip Kunden und führende 
mittelständische Unternehmen Kreativleistung in Bezug auf 
Kommunikation, Digitalisierung und Realisierung erbringen.
Durch den Mehrheitserwerb der Geschäftsanteile von KECK 
verstärkt die E3 Group ihre Spitzenposition im deutschen 
und europäischen Markt für Live Marketing Solutions. 
Für die KECK GROUP wird Markus Futterer weiterhin als ge-
schäftsführender Gesellschafter verantwortlich sein: „Unse-
re Kunden werden internationaler, sie stellen immer höhere 
Anforderungen und sie wollen neueste Trends und Techno-
logien nutzen. Als Teil der E3 Group können wir unsere Kun-
den mit einem noch besseren Servicespektrum bedienen 
und zugleich unsere eigene Kompetenz für eine erfolg-
reiche Zukunft der Gruppe einbringen.“ 
Patrick O. Soschinski, CEO der E3 Capital Holding: „KECK 
ergänzt das Leistungs- und Kundenportfolio der E3 Group 
hervorragend. Wir sind fest davon überzeugt, dass dieser 
Zusammenschluss eine ideale Basis für die erfolgreiche stra-
tegische Weiterentwicklung unserer Gruppe hin zu einem 
Premium-Dienstleister für Consulting und Execution von 
Live Marketing Solutions bildet.“
KECK und die E3 Group teilen die auf individuelle Kunden-

bedürfnisse fokussierte Markenstrategie und gehen ge-
meinsam einen weiteren konsequenten Schritt in deren 
Entwicklung. Als Eigentümerin mit strategischem Interesse 
wird die E3 Group die Kompetenz der 170 KECK-Mitarbeiter 
in die eigene Gruppe integrieren.

Petra Schmidt,  

petra.schmidt@keck.world,  

www.keck.world  
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Fachkräftemangel:  
Betriebliche Altersvorsorge 
immer wichtiger

74% der Mitarbeiter erwarten Unter-
stützung vom Arbeitgeber
Immer mehr Arbeitnehmern wird be-
wusst, dass die gesetzliche Rente al-
leine nicht ausreichen wird,  um den 
Lebensstandard im Alter zu sichern 
und das Vertrauen in die eigenen 
Fähigkeiten zur privaten Vorsorge ist 
nicht allzu ausgeprägt. Angesichts die-
ser Sachlage steigen die Erwartungen 
von Fachkräften an die betriebliche 
Altersvorsorge. 
Das zeigt die Studie einer inter-
nationalen Unternehmensberatung, 
die in verschiedenen Ländern durch-
geführt wurde. Im Rahmen der Unter-
suchung wurden 30.000 Arbeitnehmer 
weltweit befragt, darunter auch 2.000 
deutsche Arbeitnehmer. Gerade die 
Teil-Untersuchung für Deutschland lie-
fert interessante Erkenntnisse. 

Wenig Zutrauen in die eigenen 
Sparfähigkeiten 
72 Prozent der deutschen Fachkräfte 

gaben an, dass das Thema „Alters-
vorsorge“ für sie in den letzten Jah-
ren wichtiger geworden ist. Vor vier 
Jahren, als die gleiche Frage gestellt 
wurde, hatten nur 50 Prozent diese 
Einschätzung abgegeben. Offensicht-
lich wird die drohende „Rentenlücke“ 
inzwischen stärker wahrgenommen. 
Das mag an der intensiveren Bericht-
erstattung über Altersarmut, die Fol-
gen des demografischen Wandels und 
die Auswirkungen einer steigenden 
Lebenserwartung liegen. Auch die letz-
ten Rentenreformen haben in dieser 
Hinsicht Fakten geschaffen. Die Ver-
längerung der Regelarbeitszeit und das 
sinkende Rentenniveau zeigen, wohin 
die Reise geht. 
Vor diesem Hintergrund überrascht es 
nicht, dass 56 Prozent der unter 30jäh-
rigen für ihr Alter sparen möchten. Al-
lerdings herrscht verbreitete Skepsis, 
ob das auch tatsächlich gelingt. 60 
Prozent der Befragten bezweifelten, 
ob sie ein selbst gesetztes Sparziel tat-

sächlich erreichen würden. Genannte 
Gründe für den wahrscheinlichen Miss-
erfolg waren fehlende Spardisziplin, zu 
geringer Spareifer und unzureichende 
finanzielle Spielräume fürs Sparen. 
Dabei wurde nicht einmal eines der 
Haupthindernisse für erfolgreiches 
Sparen genannt - die anhaltend niedri-
gen Zinsen. 

Der Arbeitgeber soll eine tragende 
Rolle spielen 
Wenn die gesetzliche Rente als nicht 
ausreichend angesehen und die eige-
nen Sparanstrengungen kritisch be-
wertet werden, kommt die betriebliche 
Altersvorsorge über den Arbeitgeber 
stärker in den Blick. 74 Prozent der Be-
fragten in der deutschen Teil-Unter-
suchung gaben an, der Arbeitgeber 
solle eine tragende Rolle bei der 
Altersvorsorge spielen. Das liegt auch 
daran, weil man sich davon ein gutes 
Preis-Leistungs-Verhältnis verspricht. 
31 Prozent der Teilnehmer sagten, die 
betriebliche Altersvorsorge sei der pri-
vaten mindestens gleichwertig, 61 Pro-
zent glaubten sogar, dass sie bei der 
Performance überlegen sei. 
Wie auch sonst bei Geldanlagen zählt 
für Arbeitnehmer vor allem die Sicher-
heit. Dieses Kriterium ist in Bezug auf 
die betriebliche Altersvorsorge sogar 
noch wichtiger geworden. Vor zwei 
Jahren erklärten 68 Prozent der Be-
fragten, ihnen gehe Sicherheit vor 
Rendite, inzwischen sind es 78 Prozent. 
Dieses Sicherheitsbedürfnis ist ange-

Lothar Eller
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sichts der Tatsache bemerkenswert, 
dass der Gesetzgeber bei der betrieb-
lichen Altersvorsorge eher in die an-
dere Richtung geht. Mit dem noch von 
der alten „GroKo“ beschlossenen Be-
triebsrenten-Stärkungsgesetz wurde 
mit der Zielrente erstmals eine neue 
Zusageform eingeführt, die keinen fes-
ten Anlageerfolg mehr garantiert. Ob 
dieses Modell dauerhaft Akzeptanz 
finden wird, bleibt daher abzuwarten. 

Betriebliche Altersversorgung und 
Mitarbeiterbindung 
Die Studie zeigt auch die große Be-
deutung der betrieblichen Altersver-
sorgung für die Gewinnung und Bin-
dung von Mitarbeitern. Relevant für 
einen positiven Effekt ist dabei, dass 
die Altersversorgung auch tatsächlich 
bedarfsgerecht ist. Reine „Symbol-
politik“ bewirkt dagegen weniger: 
•	 58 Prozent der Teilnehmer sagten, 

eine bedarfsgerechte Betriebsrente 
sei für sie ein maßgebliches Krite-
rium für die Arbeitgeber-Wahl ge-
wesen, bei nicht-bedarfsgerechten 
Betriebsrenten erklärten das nur 17 
Prozent; 

•	 Auch sehr stark war der Unterschied 
bei Betriebsrenten als Bleibe-Argu-
ment: 72 Prozent blieben wegen einer 
bedarfsgerechten Betriebsrente bei 
ihrem Arbeitgeber, aber nur 48 Prozent 
bei einer nicht bedarfsgerechten;

•	 ähnlich das Bild bei der Mit-
arbeiter-Motivation: 76 Prozent fühl-
ten sich durch eine bedarfsgerechte 
Betriebsrente angespornt, „mehr 
als 100 Prozent“ zu geben, das sag-
ten nur 59 Prozent bei einer „sub-
optimalen“ Betriebsrente.

Als besonders bedarfsgerecht werden 
Betriebsrenten angesehen, die von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern do-
tiert sind und über die der Arbeitgeber 
gut informiert. Die „richtige“ Kommu-
nikation und Beteiligung des Arbeit-
gebers sollte in der betrieblichen 
Altersversorgung nicht unterschätzt 
werden, will man mit diesem Instru-
ment Mitarbeiter gewinnen, binden 
und motivieren.

Lothar Eller,  

info@ellerconsulting.de,  

www.ellerconsulting.de  
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PINK GmbH
Thermosysteme 
Am Kessler 6
97877 Wertheim 
T +49 (0) 93 42 919-0
info@pink.de
www.pink.de

Wir bauen Anlagen für die
Technologien von morgen.

Löttechnik

Sintertechnik

Plasmatechnik

Trocknungstechnik

Die Digitalisierung von Produktions-
prozessen bietet neben ökonomischen 
Vorteilen ein hohes Potenzial für Ma-
terial- und Energieeffizienz. Das VDI 
ZRE hat einen neuen Ressourcencheck 
entwickelt, der Unternehmen dabei 
unterstützt, den Grad der Digitalisie-
rung ihrer Produktion zu überprüfen. 
Anhand einer Visualisierung können 
Nutzer außerdem ihr Digitalisierungs-​
Know-how vertiefen.

Ein Maschinen- und Anlagenbauer 
speichert und analysiert auf einer 
Industrial-Internet-of-Things-Plattform 
die Betriebsdaten aller Maschinen, die 
er verkauft. Ein Frühwarnsystem kündigt 
anstehende Wartungsarbeiten an, noch 
bevor eine Maschine kaputt geht. Die 
Maschinen danken es mit einer längeren 
Lebensdauer. Einem Werkzeughersteller, 
der Sonderwerkzeuge in sehr geringen 
Losgrößen fertigt, ist es gelungen, mit 
einer lückenlosen Prozesskette vom 
CAD-System bis zur eigentlichen Fer-
tigung die Ausschussquote stark zu 
reduzieren.
Dies sind nur zwei von zahlreichen Gute-
Praxis-Beispielen, die in dem neuen 
Ressourcencheck zur Digitalisierung 
auf der Website des VDI ZRE zu finden 
sind. Unternehmen können damit über-
prüfen, wie die digitale Transformation 

ihrer Produktionsabläufe zur Steigerung 
der Ressourceneffizienz beitragen kann. 
Anwender müssen dafür lediglich sechs 
Fragen beantworten: beispielsweise, ob 
sie Methoden der virtuellen Produkt-
entwicklung oder der digitalen Fabrik 
nutzen oder ob sie ihre Prozesse auto-
matisiert und flexibilisiert haben.
Der Ressourcencheck wertet die Ant-
worten aus und schätzt das  Ressourcen-
einsparpotenzial durch Digitalisierung 
ein. Daneben gibt es Checklisten und 
Gute-Praxis-Beispiele. Die Checklisten 
können genutzt werden, um Ressourcen-
effizienzpotenziale im Unternehmen 
aufzuspüren.
Vertiefendes Wissen zur Digitalisierung 
bietet eine Prozessvisualisierung. Eine Il-
lustration stellt die Akteure im Produkt-
lebenszyklus – das Unternehmen, 
den Energieversorger, die Lieferkette, 
Kunden und Verwerter – und deren 
informationstechnische Vernetzung dar. 
Die Grafik ist mit klickbaren Punkten ver-
sehen, hinter denen sich weiterführende 
Informationen verbergen. Wer beispiels-
weise das produzierende Unternehmen 
anwählt, erfährt alles rund um digita-
lisierte Produktentwicklung, smarte 
Logistik, intelligente Kollaboration und 
Schulung, Produktionsplanung, Wartung 
und Qualitätsmanagement. Neben den 
besten verfügbaren Techniken werden 

Resourceneffizienz

Digitalisierung von 
Produktionsprozessen
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von Industrie 4.0 ressourceneffiziente 
Produktions- und Recyclingprozesse 
geplant und umgesetzt werden. 
Nur ein Beispiel: Erfassen digitale 
Steuerungssysteme die Produktions-
daten in Echtzeit, können Techniker 
bei einer Fehlermeldung direkt in den 
Produktionsprozess eingreifen und die 
Panne beheben. Fehlerhafte Teile kön-
nen umgehend aussortiert und ggf. 
nachgearbeitet werden. So werden die 
Ausschussquote sowie die Material- 
und Energieverbräuche verringert. Bei 
einer vorausschauenden Wartung ist es 
sogar möglich, potenzielle Defekte zu 
erkennen, noch bevor sie auftreten.
Die beiden Instrumente stehen auf der 

auch Umsetzungsbeispiele und Projekte 
beschrieben. Zu guter Letzt sind Videos 
eingebunden, die das jeweilige Thema in 
Bild und Ton aufgreifen.
Ressourcencheck und Prozessvisu​alisie-
rung machen klar: Industrie 4.0 bietet 
zwei große Vorteile. Zum einen kann sie 
die Ressourceneffizienz eines Produktes 
über den gesamten Lebensweg hin weg 
– von der Rohstoffgewinnung übe r die 
Herstellungs- und Nutzungsphase  bis 
hin zur Verwertung – optimieren . Dies 
wird möglich, weil wichtige Kriterien wie 
die nutzungs-, fertigungs- und recycling-
gerechte Produktgestaltung bere its in 
der Entwicklungsphase berücksic htigt 
werden. Zum anderen können mith ilfe 

Website des VDI ZRE kostenfrei zur 
Verfügung. 

Den Ressourcencheck finden Sie unter:
www.ressource-deutschland.de/
instrumente/ressourcenchecks/
industrie-checks/digitalisierung/ 
und die Visualisierung unter:
 www.ressource-deutschland.
de/ instrumente/prozessketten/
digitalisierung/

Jana Ehrhardt-Joswig, 

VDI Zentrum Ressourceneffizienz GmbH ,

ehrhardt-joswig@vdi.de ,

www.ressource-deutschland.de  

Akteure im Produktlebenszyklus und deren informationstechnische Vernetzung
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Inserentenverzeichnis / Marktplatz

Inserentenverzeichnis
 

Unternehmen in alphabetischer Reihenfolge

1A Autenrieth GmbH&Co. KG

	 www.authenrieth-kunststofftechnik.de

Artur Farr GmbH & Co KG

	 www.farr-feinmechanik.de

Artur Uhl Kies- und Schotterwerk GmbH 

& Co. KG

	 www.artur-uhl.de

AUDAX-Keck GmbH

	 www.audax.de

Bareis Managementsysteme 

	 www.bareis-ms.de

Breinlinger Hoch- u. Tiefbau GmbH

	 www.breinlinger.de

Burger Karl Maschinenbau GmbH + Co.

Datalink EDV Service GmbH

	 www.datalink.de

Dold Holzwerke GmbH

	 www.dold-holzwerke.com

ELGO Electronic GmbH&Co.KG

	 www.elgo.de

Europa Park GmbH & Co. Mack KG

	 www.europapark.de

Friedrich Bühler GmbH & Co. KG

	 www.buehler-stahlbau.de

Fritz Wahr Energie GmH & Co.KG

	 www.wahr-mtb.de

Gehr GmbH

	 www.gehr.de

Getränke Kelemidis GmbH

	 www.kelemidis.de

GMT Gummi-Metall-Technik GmbH

	 www.gmt-gmbh.de

Grünemay & Abt KG 

	 www.gruenemay-abt.de

Herbert Kaut GmbH&Co.KG

	 www.kaut.info

Industriebau Bönnigheim GmbH & Co.KG

	 www.ibb-boennigheim.de

Karl Hipp GmbH

	 www.karl-hipp.de

Karl Uhl GmbH & Co. KG

	 www.uhl-beton.de

Keck GmbH

	 www.keck-world.de

Lothar Bix GmbH

	 www.bix-lackierungen.de

Peter Ibbeken + Roman Tamilla Vermitt-

lungen GbR

Pink GmbH Thermosysteme

	 www.pink.de

Robert Kreidenweiß Mech. Bearbeitung

	 www.kreidenweiss.de

Rossaro Gipsbau GmbH & Co. KG

	 www.rossaro.de

SBS-Feintechnik GmbH und Co. KG 

(BURGER GROUP)

	 www.burger-gruppe.com/de

Stefan Hertweck GmbH & Co. KG

	 www.hertweck-praezisionswerkzeuge.de

vapic GmbH

	 www.vapic.de

Walter Zepf Schmierungstechnik

	 www.walter-zepf.de

Wiesbauer GmbH &Co. KG 

	 www.wiesbauer.de

Mit                   - Druckern 
von                           sehen
Ihre Umsatzkurven noch
                        viel besser aus!

DATALINK EDV SERVICE GmbH
71229 Leonberg • Hertichstraße 34
Tel. 07152/97916-0 • Fax 07152/97916-7
www.datalink.de • info@datalink.de

• Herstellerunab-
hängiges Systemhaus 

• Auf Ihre Erfordernisse 
abgestimmte Lösungen 
• Drucker, Multifunktions-

geräte, Security Print, 
MPS, MDS, Dokumenten-
Management und -

Archivierung.

Infohotline: 0 70 52 / 97 91 6-0

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de
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MIT vor Ort
MIT Alb-Donau/Ulm  

www.mit-alb-donau-ulm.de

MIT Baden-Baden/Rastatt  

www.mittelstand-bad-ra.de

MIT Biberach www.mit-bc.de

MIT Böblingen www.mit-boeblingen.de

MIT Bodenseekreis  

www.mit-bodenseekreis.de

MIT Breisgau-Hochschwarzwald 

	 www.mit-breisgau-hochschwarzwald.de

MIT Calw/Freudenstadt www.mit-cw-fds.de

MIT Emmendingen www.mit-emmendingen.de

MIT Esslingen www.mit-esslingen.de

MIT Freiburg www.mit-freiburg.de

MIT Göppingen www.mit-gp.de

MIT Heidelberg www.mit-heidelberg.de

MIT Heidenheim 

MIT Heilbronn

MIT Hohenlohe www.mit-hohenlohe.de

MIT Karlsruhe www.mit-karlsruhe.de

MIT Karlsruhe Land www.mit-karlsruhe-land.de

MIT Konstanz www.mit-konstanz.de

MIT Lörrach

MIT Ludwigsburg www.mit-ludwigsburg.de

MIT Main-Tauber-Kreis 

	 www.mit-main-tauber.de

MIT Mannheim www.mit-mannheim.de

MIT Neckar-Odenwald  

www.mit-neckar-odenwald.de 

MIT Ortenau www.mit-ortenau.de

MIT Ostalb www.mit-ostalb.de 

MIT Pforzheim www.mit-pforzheim.de

MIT Ravensburg www.mit-ravensburg.de

MIT Rems-Murr www.mit-remsmurr.de

MIT Reutlingen  

www.cdu-kreis-reutlingen.de/vereinigungen

MIT Rhein-Neckar  

www.mit-rhein-neckar.de

MIT Rottweil

MIT Schwäbisch Hall  

www.mit-sha-kv.de

MIT Schwarzwald-Baar 

MIT Sigmaringen 

MIT Stuttgart www.mit-stuttgart.de

MIT Tübingen

MIT Tuttlingen

MIT Waldshut

MIT Zollernalb www.mit-zollernalb.de

MIT Nordbaden www.mit-nordbaden.de

MIT Nordwürttemberg  

www.mit-nordwuerttemberg.de 

MIT Südbaden www.mit-suedbaden.de

MIT Württemberg-Hohenzollern  

www.mit-wueho.de

MIT Deutschland www.mit-deutschland.de 

MIT Baden-Württemberg www.mit-bw.de

w
w

w
.w

er
be

fo
rm

.d
e

75365 Calw, Telefon 0 70 51/16 25-0

eMail: info@audax.de, www.audax.de

Keine Chance!

Sicherheit
sfolien

bieten Sch
utz!

Für alle Fenster geeignet :
• Einbruchhemmend
•Schlagfest
•Splitterschutz
• einfach nachrüstbar

Anz_Sicherheitsfolien_MIT_2018_63x119mm_AUDAX  30      
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Aufnahmeantrag

Hiermit bitte ich um die Aufnahme in die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU.
Die grau hinterlegten Felder werden von der MIT ausgefüllt.

Mitgliedsnummer LV/KV Kriterium

Name, Vorname Geburtsdatum

Beruf

Telefon Telefax

Firma Branche

E-Mail-Adresse

Eintrittsdatum

PLZ, OrtStraße, Hausnummer

Unterschrift des Neumitglieds Unterschrift des MIT-Kreisvorsitzenden

Name, Vorname des Kontoinhabers Geldinstitut

BIC IBAN

Einzugsermächtigung
Hiermit ermächtige ich die MIT, bis auf Widerruf meinen Jahresbeitrag und die einmalige Aufnahmespende
von folgendem Konto abzubuchen:

Mein Mitgliedsbeitrag beträgt jährlich         € 
(Mindestbeitrag 90 €/Jahr. Der Mitgliedsbeitrag wird als Jahresbeitrag durch 
eine Sepa-Lastschrift eingezogen.)

  

Jetzt Mitglied werden!
Unterschrift Kontoinhaber

Ich bestätige, kein Mitglied einer anderen Partei als der CDU/CSU zu sein.

Geworben von

Gläubiger-ID

Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg
Stammheimer Str. 10, 70806 Kornwestheim
Telefon: 07154 8025-140, Telefax: 07154 8025-145
info@mit-bw.de 
www.mit-bw.de

BADEN-WÜRTTEMBERG

Um unsere Beziehung zu Ihnen auf Sicherheit, Vertrauen und Nachhaltigkeit aufzubauen, bitten wir Sie, 
uns nachfolgendes Einverständnis zu geben:  
Ich bin mit der Erhebung, Speicherung und Nutzung der vorstehenden personenbezogenen Daten sowie der 
besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9 BDSG, z.B. politische Meinungen) einverstanden. Die 
Daten werden von der Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der CDU Baden-Württemberg, ihren Gliede-

rungen für die Übersendung von Einladungen, Newsletter, Informationsmaterial und des Mitgliedermagazins – auch per E-Mail – genutzt. 
Eine sonstige Weitergabe an Dritte findet nicht statt. Die E-Mail-Adresse kann auch für den Versand von Einladungen zu satzungsgemäßen 
Versammlungen und Einladungen genutzt werden. Der Versand der Einladungen auf elektronischem Wege steht in diesem Fall dem 
Postweg gleich.  Ihre persönlichen Daten werden nach Beendigung Ihrer Mitgliedschaft gemäß der gesetzlichen Bestimmungen gelöscht.

Selbstständig
Nicht selbstständig
CDU-Mitglied
Parteilos



BADEN-WÜRTTEMBERG

MIT im Dialog.

Schreiben Sie uns
Ihre Meinung!
z. B. zu unseren Forderungen an die neue
Landesregierung, zur uns belastenden
Bürokratie und zu unseren Erwartungen
an die Wirtschaftspolitik!

wifo@mit-bw.de

Hier geht es zur 
www.mit-bw.de


